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Entwurf eines Gesetzes über die am 26. August 1952 
in Bonn Unterzeichneten drei Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft über die deutschen Ver- 
mögenswerte in der Schweiz, über die Regelung der 
Forderungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsche Reich und zum 
deutschen Lastenausgleich 

nebst Denkschrift mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes in seiner 97. Sitzung am 5. Dezember 1952 beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 
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Entwurf eines Gesetzes 


über die am 26. August 1952 in Bonn unterzeidin^ten drei Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerisdien Eid- 
genossenschaft über die deutschen Vermögenswerte in der Schweiz, über 
die Regelung der Forderungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsche Reidi und zum deutschen Lastenausgleich 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
ßundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Den am 26. August 1952 in Bonn Unter- 
zeichneten drei Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft, nämlich: 

1. Abkommen über die deutschen Vermögens- 
werte in der Schweiz nebst Unterzeidi- 
nungsprotokoll, 

2. Abkommen über die Regelung der For- 
derungen der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft gegen das ehemalige Deutsche Reich 
nebst einem Briefwechsel, 

3. Abkommen zum deutschen Lastenausgleich, 
wird zugestimmt. 

§ 2 

(1) Die drei Abkommen nebst Unterzeich- 
nungsprotokoll zu dem erstgenannten Ab- 
kommen und Briefwechsel zu dem zweitge- 
nannten Abkommen werden nachstehend 
mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem die Abkommen und 
zwar: 

das Abkommen nach § 1 Ziff. 1 dieses 

Gesetzes gemäß Artikel 24; 

das Abkommen nach § 1 Ziff. 2 dieses 

Gesetzes gemäß Artikel 8; 

das Abkommen nach § 1 Ziff. 3 dieses 

Gesetzes gemäß Artikel 5 


in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzumachen. 

§ 3 

(1) Für Vermögenswerte in der Schweiz, 
die gemäß Artikel 3, 4 oder 6 des Abkom- 
mens über die deutschen Vermögenswerte 
in der Schweiz auf Grund freiwilliger Lei- 
stung eines Beitrages durch ihre Eigentümer 
frei werden, gelten die Ausgleichsabgaben 
nach dem Lastenausgleichsgesetz vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) 
durch den geleisteten Beitrag als abgegolten. 
Vermögenswerte in der Schweiz, die gemäß 
Artikel 5 oder 6 des Abkommens über die 
deutschen Vermögenswerte in der Schweiz 
ohne Leistung eines Beitrages frei werden, 
unterliegen nicht den vorgenannten Aus- 
gleichsabgaben. 

(2) Die auf die in Absatz 1 genannten 
Vermögenswerte bis zum 31. Dezember 1952 
etwa entstandenen und noch nicht gezahlten 
Ertrag- und Vermögensteuern werden nicht 
erhoben. Auf die Einkünfte, die sich auf die 
Zeit bis zum 31. Dezember 1952 beziehen, 
aber infolge der Vermögenssperre erst nach 
diesem Stichtag dem Steuerpflichtigen zu- 
fließen, ist § 34 Abs. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes entsprechend anzuwenden. Der 
freiwillige Beitrag im Sinne der Artikel 3, 4 
oder 6 des Abkommens ist bei den Steuern 
vom Einkommen und Ertrag nicht abzugs- 
fähig. 

(3) Gegen die Eigentümer der in Absatz 1 
genannten Vermögenswerte werden Straf- 
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verfahren wegen der in Bezug auf diese Werte 
begangenen Steuervergehen weder einge- 
leitet noch durchgeführt, wenn diese Ver- 
mögenswerte innerhalb von zwei Monaten 
nach Inkrafttreten des in § 1 Ziff. 1 be- 
zeichneten Abkommens der deutschen Finanz- 
behörde gemeldet werden und dem Eigen- 
tümer oder seinem Vertreter die Einleitung 
einer steuerstrafrechtlichen Untersuchung 
nicht vorher eröffnet worden war. 

(4) Hinsichtlich der in Absatz 1 genann- 
ten Vermögenswerte bleibt die Verpflich- 
tung zur Anmeldung gemäß Artikel II der 
Devisenbewirtschaftungsgesetze unberührt; 
die Frist zur Anmeldung beginnt einen 
Monat nach Inkrafttreten des in § 1 Ziff. 1 
bezeichneten Abkommens zu laufen. Eine 
Verfolgung wegen Zuwiderhandlungen geeen 
die Devisenbewirtschaftungsgesetze findet 
nicht statt, soweit der Verpflichtung zur An- 
meldung im Sinne dieses Absatzes genügt 
wird. 


S 4 

(1) Auf Vermögenswerte in der Schweiz, 
auf die weder der Satz 1 noch der Satz 2 des 
§ 3 Abs. 1 anzuwenden ist, werden die 
Ausgleichsabgaben nach Maßgabe der Vor- 
schriften des Lastenausgleichsgesetzes erhoben. 
Auf die im vorstehenden Satz bezeichneten 
Vermögenswerte, die nach den Vorschriften 
des Lastenausgleichsgesetzes mit der Vermö- 
gensabgabe nicht erfaßt werden, wird eine 
Ersatzvermögensabgabe nach Maßgabe der 
nachstehenden Absätze 2 und 3 erhoben; 
die Ersatzvermögensabgabe wird dem in § 5 


des Lastenausgleichsgesetzes bezeichneten Aus- 
gleichsfonds zugefügt. 

(2) Die Ersatzvermögensabgabe beträgt ein 
Drittel des gutgeschriebenen Gegenwertes in 
Deutscher Mark. Die Abgabe gilt als zu Be- 
ginn des 21. Juni 1948 entstanden und wird 
nach Gutschrift des Gegenwertes in Deut- 
scher Mark in voller Höhe im Wege des 
Steuerabzugs erhoben. Sie ist bei den Steuern 
vom Einkommen und Ertrag nicht abzugs- 
fähig. 

(3) Das Nähere zur Durchführung der Ab- 
sätze 1 und 2 wird durch Rechtsverord- 
nung bestimmt werden. 

§ 3 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur 
Ausführung des Artikels I des Abkommens 
über die deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz einen Kredit bei einem von der 
Schweizerischen Kreditanstalt geführten 
Schweizerischen Bankenkonsortium in Höhe 
von 121,5 Millionen Schweizer Franken auf- 
zünehmen. 

S 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 
Abs. 1, 13 und 14 des Gesetzes über die Stel- 
lung des Landes Berlin im Finanzsystem des 
Bundes (Drittes Überleitungsgesetz vom 
4. Januar 1952 — Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

S 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


3 



Denkschrift 


zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Genehmigung der drei am 26. August 1952 in Bonn 
Unterzeichneten deutsch-schweizerischen Abkommen ' über die deutschen Vermögens- 
werte in der Schweiz, die Regelung der Forderungen der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft gegen das ehemalige Deutsche Reich und zum deutschen Lastenausgleich 


Die drei deutsch-schweizerischen Abkommen, 
welche den Gegenstand des vorliegenden 
Gesetzentwurfes bilden, sind für die Finan- 
zen der Bundesrepublik ebenso wie für die 
wirtschaftlichen Interessen großer deutscher 
Bevölkerungskreise von welttragender Bedeu- 
tung. Durch das Abkommen über die deut- 
schen Vermögenswerte in der Schweiz gelan- 
gen diese wieder in die volle Verfügungsge- 
walt der Eigentümer. Damit hängt zusammen 
das zu genehmigende Abkommen über die 
Wiederherstellung der deutschen gewerbli- 
chen Schutzrechte in der Schweiz. Mit dem 
Abkommen über die Regelung der Forderun- 
gen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsche Reich werden 
die zwischen den beiden Staaten als solche 
aus der Vorkriegszeit und der Kriegszeit noch 
bestehenden Schuldverhältnisse endgültig be- 
reinigt. Zur Abgeltung der auf Grund die- 
ser Schuldverhältnisse entstandenen schweize- 
rischen Forderungen verpflichtet sich die Bun- 
desrepublik, den Betrag von 650 Mio Schwei- 
zer Franken zu zahlen. Sie übernimmt da- 
mit zu den auf der Londoner Schuldenkon- 
ferenz eingegangenen Verpflichtungen noch 
eine weitere, nicht unerhebliche Verpflich- 
tung. Mit dem Abkommen zum deutschen 
Lastenausgleich wird einem schon wiederholt 
vorgetragenen schweizerischen Anliegen 
Rechnung getragen, was aber, besonders auch 
im Hinblick auf mögliche Berufungen anderer 
Staaten, nur verantwortet werden könnte, 
nachdem die Schweiz sowohl in den Fragen 
der Freigabe der deutschen Vermögenswerte 
in der Schweiz, der Wiederherstellung der 
gewerblichen deutschen Schutzrechte in der 
Schweiz und bei der Regelung der schweize- 
rischen Forderungen gegen das ehemalige 
Deutsche Reich ein die deutschen Interessen 
weitgehend berücksichtigendes Entgegenkom- 
men gezeigt hat. 

Zu der Geschichte und der Bedeutung der 
Abkommen ist im übrigen folgendes zu sagen; 


I 

Am 25. Mal 1946 wurde in Washington zwi- 
schen den Vereinigten Staaten von Amerika, 
dem Vereinigten Königreich von Großbri- 
tannien und Nordirland und der Französi- 
schen Republik einerseits und der Schweiz 
andererseits ein Finanzabkommen abgeschlos- 
sen, das die Liquidation der deutschen Ver- 
mögenswerte ln der Schweiz vorsah und den 
künftigen Liquidationserlös zur Hälfte den 
Alliierten als Reparation sowie zur anderen 
Hälfte der Schweiz - zur Entschädigung 
von Kriegsopfern zuwies. Die Schweiz 
hat dieses Abkommen, von Sicherungsmaß- 
nahmen abgesehen, trotz jahrelangen Drän- 
gens der Alliierten bisher nicht ausgeführt. 
Die deutschen Vermögenswerte blieben aber 
der bei Kriegsausgang durch Beschluß des 
Schweizerischen Bundesrats verhärigten Sperre 
unterworfen und der Gefahr der Liquida- 
tion ausgesetzt. 

Dem schweizerischen Widerstand Ist es zu 
verdanken, daß die alliierten Mächte keinen 
anderen Ausweg sahen, als die Mitwirkung 
der Bundesregierung zu einer Bereinigung 
des Problems der deutschen Vermögenswerte 
In der Schweiz nachzusuchen. Den seit April 
1951 unternommenen Bemühungen deutscher 
Verhandlungsdelegatioqen ist es dann gelun- 
gen, die Schweiz und sÄlIeßlich auch die alli- 
ierten Mächte für den Gedanken zu gewin- 
nen, daß die Bundesregierung die deutschen 
Vermögenswerte in der Schweiz durch Be- 
zahlung der von den Alliierten darauf gel- 
tendgemachten Ansprüche auszulösen berech- 
tigt sein sollte. Die Auslösung ist deshalb die 
Zentralidee des Abkommens über die deut- 
schen Vermögenswerte in der Schweiz. Die 
deutschen Vermögenswerte In der Schweiz 
kehren nach diesem Abkommen, wenn auch 
unter Abzügen und Verlusten, in die Hand 
Ihrer deutschen Besitzer zurück. Damit wird, 
wirtschaftlich gesehen, dem deutschen Volks- 
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vermögen und der deutschen Zahlungsbilanz 
ein erheblicher Wert zufließen, wodurch die 
deutsche Wirtschaft einen neuen Antrieb er- 
halten dürfte. Dieser Nutzen wird allerdings 
durch die Zahlung eines Betrages von 121,5 
Mio Schweizer Franken erkauft, den die Bun- 
desregierung dem Schweizerischen Bundesrat 
zur Weiterleitung an die alliierten Mächte, 
die daraus ihren Reparationsanspruch befrie- 
digen, zur Verfügung stellen muß. Die Be- 
rechnung dieser Ablösungssumme ist nach 
mehrfachen Verhandlungen mit den beteilig- 
ten alliierten Mächten auf folgender Grund- 
lage zustandegekommen: Der Gesamtwert 
der deutschen Vermögen in der Schweiz Ist 
von schweizerischer Seite auf 360 Mio Schwei- 
zer Franken geschätzt. Davon wären nach 
dem Washingtoner Abkommen je die Hälfte, 
also je 180 Mio Schweizer Franken auf die 
Alliierten und die Schweiz entfallen. Schon 
in früheren Verhandlungen hatten sich die 
Alliierten und die Schweiz dahin geeinigt, 
daß sie auf je 25 ®/o der ihnen zustehenden 
Anteile, also auf je 45 Mio Schweizer Fran- 
ken zu verzichten bereit seien, und daß der 
sich so ergebende Betrag von 90 Mio Schwei- 
zer Franken der Bundesregierung zur Ver- 
wendung bei der Entschädigung der durch 
die Liquidation betroffenen deutschen Eigen- 
tümer zur Verfügung gestellt werden würde. 
An diesem Verzicht ist auch festgehalten 
worden, als an eine Liquidation deutscher 
Vermögenswerte in der Schweiz nicht mehr 
gedacht und bereits der Ablösungsplan erör- 
tert wurde. Somit belief sich der Reparations- 
anteil, den sich die Alliierten errechnet hat- 
ten und um dessen Ablösung es sich handelte, 
auf 135 Mio Schweizer Franken. Da dieser 
Betrag nun aber alsbald gezahlt wird, gestan- 
den die Alliierten einen Diskont von 10®/o 
zu, womit sich die in dem Abkommen ge- 
nannte Ablösungssumme von 121,5 Mio 
Schweizer Franken ergibt. 

Die Zahlung wird der Bundesrepublik da- 
durch erleichtert, daß sich ein Schweizer Ban- 
kenkonsortium bereiterklärt hat, der Bundes- 
regierung den vorgenannten Betrag Im Kre- 
ditwege vorzuschießen. Ein entsprechender 
Kreditvertrag Ist am 3. September 1952 in 
Zürich von einem Vertreter des Bundesmi- 
nisteriums der Finanzen mit der Schweizeri- 
schen Kreditanstalt unter dem Vorbehalt der 
Genehmigung der Abkommen durch die ge- 
setzgebenden Körperschaften der beiden ver- 
tragschließenden Staaten und unter dem wei- 
teren Vorbehalt der gesetzlichen Erteilung 
einer entsprechenden Kreditermächtigung an 


die Bundesregierung abgeschlossen worden. 
Die Abdeckung dieses Kredits wird dann in 
der Weise erfolgen, daß die privaten deut- 
schen Eigentümer ein Drittel bzw. die Hälfte 
ihrer in der Schweiz nunmehr freiwerdenden 
Vermögenswerte zur Verfügung stellen. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Abkom- 
mens erscheinen folgende Erläuterungen am 
Platze: 

Teil I stellt in Artikel 1 das Ablösungsprinzip 
auf, das darin besteht, daß der Schweize- 
rische Bundesrat den ihm von der Bundes- 
regierung zu zahlenden Ablösungsbetrag in 
Höhe von 121,5 Mio Schweizer Franken an 
die drei alliierten Regierungen weiterleiten 
soll, die den Betrag, was nicht ausdrücklich 
gesagt ist, zur Befriedigung der von ihnen 
auf das deutsche Vermögen In der Schweiz 
geltendgemachten Reparationsansprüche ver- 
wenden werden. Mit dieser Bestimmung muß 
das am 28. August 1952 zwischen der Schweiz 
und den Alliierten abgeschlossene Abkom- 
men betreffend deutsche Vermögenswerte in 
der Schweiz zusammengelesen werden, das in 
Artikel 1 die vorbezelchnete Zahlung der 
121,5 Mio Schweizer Franken erwähnt und 
dann fortfährt, daß mit Eingang dieser Zah- 
lung „die Verpflichtungen aller Parteien des 
Abkommens von Washington hinsichtlich 
deutscher Vermögenswerte In der Schweiz 
. . . als erfüllt betrachtet werden**, daß „da- 
mit die Bestimmungen des Abkommens von 
Washington und der Beilage dazu hinsichtlich 
solcher Vermögenswerte außer Kraft treten'^ 
und „die Ansprüche der drei Regierungen . . . 
auf solche Vermögenswerte als endgültig ab- 
gegolten betrachtet werden** sollen. — Teil II 
regelt in Artikel 2 die Aufbringung des Ab- 
lösungsbetrages in der Weise, daß zugunsten 
der Bundesregierung auf den Namen der 
Bank deutscher Länder bei der Schweizeri- 
schen Nationalbank ein sogenanntes Ab- 
lösungskonto eröffnet werden soll, das aus 
den freiwilligen Beiträgen der betroffenen 
deutschen Eigentümer, ferner aus dem Ver- 
wertungserlös der umgewandelten Vermögen 
von deutschen Eigentümern, welche die 
Leistung eines Betrages ablehnen oder auf 
Anforderung keine Erklärung über die Lei- 
stung eines Ablösungsbetrages abgeben, ge- 
speist wird, — Teil III des Abkommens ent- 
hält ln Arikel 3 das Prinzip der Leistung 
eines Beitrages zur Speisung des Ablösungs- 
kontos durch die betreffenden deutschen 
Eigentümer und bestimmt In Artikel 4 die 
Höhe und die Berechnung der zu leistenden 
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Beiträge, wobei im Grundsatz von der Fest- 
setzung des Beitrages in Höhe eines Drittels 
des Gesamtwertes, bei Vermögen zwischen 
10 000 und 15 000 Schweizer Franken von 
derjenigen eines geringeren Betrages und in den 
sogenannten Sequesterkonfliktsfäüen von der- 
jenigen in der Höhe der Hälfte des Gesamt- 
wertes angegangen werden soll. Die Fest- 
setzung des Ablösungsbeitrages auf allgemein 
ein Drittel des Vermögenswertes ist bedingt 
durch die Höhe der deutscherseits an die 
Alliierten zu leistenden Ablösungssumme. 
Nach der oben wiedergegebenen Berechnung 
beläuft sich diese auf etwa ein Drittel des 
Wertes, den die deutschen Vermögen in der 
Schweiz verkörpern. Um eine infolge Lei- 
stung der Ablösungssumme sonst eintretende 
Belastung des Bundeshaushalts nach Möglich- 
keit zu vermeiden, mußte daher der von den 
einzelnen Eigentümern aufzubringende Ab- 
lösungsbeitrag so hoch festgesetzt werden, 
daß bei auch nur einigermaßen vollständiger 
Zahlung der Beiträge der Eingang von 121,5 
Mio Schweizer Franken auf diesem Wege er- 
wartet werden kann. Artikel 5 stellt die 
Vermögen bis zu einem Gesamtwert von 
10 000 Schweizer Franken und die Vermögen 
verschiedener Gruppen von Eigentümern 
(ehemalige Schweizerinnen, Doppelstaatsan- 
gehörige, Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung, Rückerstattungsberechtigte und 
gewisse juristische Personen, die nichtdeutsche 
Interessen zu einem gewissen Prozentsatz 
repräsentieren), von der Beitragszahlung 
frei. Für den Verzicht auf Zahlung eines 
Ablösungsbeitrages bei Vermögen unter 
10 000 Schweizer Franken sind, was nicht 
näher ausgeführt zu werden braucht, so- 
ziale Erwägungen maßgebend gewesen. In 
entsprechender Weise enthält Artikel 6 eine 
Freistellungsvorschrift für Inhaber deutscher 
gewerblicher Schutzrechte. Artikel 7 legt der 
Schweizerischen Verrechnungsstelle in Zürich 
die Pflicht auf, die notwendigen Maßnahmen 
zur Anforderung des Beitrags bei den be- 
troffenen deutschen Eigentümern und über- 
haupt zur Ausführung der Aufbringung des 
Ablösungsbeitrages zu treffen. — In Teil IV 
werden die Fragen geregelt, die entstehen, 
wenn ein deutscher Eigentümer die Leistung 
eines freiwilligen Beitrages zur Auslösung der 
deutschen Vermögenswerte in der Schweiz 
verweigert, oder überhaupt keine Erklärung 
über eine solche Leistung abgibt oder keinen 
Freigabeantrag stellt. In solchem Fall soll 
sein Vermögenswert von der Schweizerischen 
Verrechnungsstelle in Barguthaben umgewan- 


delt und das Barguthaben dem obengenann- 
ten Ablösungskonto zugunsten der Bundes- 
regierung gutgeschrieben werden (Artikel 8). 
Die Bundesregierung wird durch Artikel 9 
verpflichtet, den vollen Gegenwert des ihr 
auf diese Weise gut geschriebenen Schwelzer- 
Franken-Betrages dem Eigentümer In Deut- 
scher Mark zur Verfügung zu halten. Die 
Bundesregierung ist, womit sich die schweize- 
rischen Unterhändler ausdrücklich einverstan- 
den erklärt haben, jedodi nicht gehindert, 
gegen den in Artikel 9 normierten Auszah- 
lungsanspruch des deutschen Eigentümers mit 
fiskalischen Gegenforderungen steuerlicher, 
steuerstrafrechtlicher oder devisenstrafrecht- 
licher Art aufzurechnen. Artikel 10 enthält 
eine Freizeichnung der zuständigen schweize- 
rischen Stellen von etwaiger Haftung für 
Schadensfolgen aus Sperremaßnahmen der 
schweizerischen Bundesratsbeschlüsse und eine 
Vorschrift über die deutsche Verpflichtung 
zur Schadloshaltung der schweizerischen Stel- 
len, wenn diese aus den unter den Sperremaß- 
nahmen getroffenen Verfügungen nachträg- 
lich zur Rechenschaft gezogen werden soll- 
ten; in Absatz 3 verzichtet die Bundes- 
republik auf die Geltendmachung von An- 
sprüchen auf solche Vermögenswerte, deren 
Freigabe die Schweiz unter den geltenden 
Sequesterkonfliktsabkommen von den be- 
treffenden alliierten Ländern nicht hat durch- 
setzen können. Die Verzichte und Verpflich- 
tungen, die der Artikel 10 der deutschen Seite 
auferlegt, bildeten den Preis, ohne den die 
Freigabe der deutschen Vermögenswerte von 
der schweizerischen Seite nicht zu haben war. 
Es war deshalb notwendig, in die Bestim- 
mungen des 'Artikels 10 einzuwilligen. — In 
Teil V des Abkommens sind die Verfahrens- 
bestimmungen zur Ausführung des Abkom- 
mens zusammengefaßt. Hier bildet den Kern- 
satz die Bestimmung des Artikels 12, welcher 
die Durchführung des Abkommens, insbeson- 
dere die Befreiung der Vermögenswerte von 
der Sperre, der Schweizerischen Verrech- 
nungsstelle in Zürich überträgt, wie dies im 
einzelnen durch Artikel 13 festgelegt wird. 
Dieser Weg erschien nach deutscher Auffas- 
sung als der zweckmäßigste, da bei dieser 
Stelle bereits eine Verwaltungserfahrung von 
über sieben Jahren vorhanden ist. Außerdem 
befindet sich allein die Schweizerische Ver- 
rechnungsstelle im Besitz der Unterlagen 
über die in der Schweiz gesperrten deutschen 
Vermögenswerte, und die Schweizerische 
Regierung ist auf Grund einer langen inter- 
nationalen Tradition, welche die Ablehnung 
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jeder Rechtshilfe in Finanzsachen gegenüber 
auswärtigen Staaten vorschreibt, nicht ge- 
willigt, irgendwelche Angaben über deutsche 
Vermögenswerte in der Schweiz der Bundes- 
regierung mitzuteilen; sie hat davon nur für 
die Fälle der Umwandlung deutscher Ver- 
mögenswerte von Eigentümern, die keinen 
Beitrag zu der Ablösungsaktion leisten, ge- 
mäß Artikel 8 Absatz 2 eine Ausnahme ge- 
macht. War also aus praktischen Gründen 
davon auszugehen, daß sich die Anforderung 
der Ablösungsbeiträge von deutschen Eigen- 
tümern, die Bewertung ihrer Vermögensob- 
jekte, die Vertretung ihrer Interessen vor 
schweizerischen Gerichten und überhaupt 
die Rückgängigmachung der Wirkungen des 
Washingtoner Abkornmens in der Schweiz 
bei der Schweizerischen Verrechnungsstelle 
in den besten Händen befindet und auch 
unter den gegebenen Umständen durch diese 
Stelle allein möglich ist, so erschien es richtig, 
der Schweizerischen Verrechnungsstelle das 
von ihr in der bisherigen Verwaltung des 
deutschen Eigentums in der Schweiz wohl- 
verdiente Vertrauen auch für die weitere 
Durchführung des Abkommens zu schenken 
und somit ihr die Ermächtigungen zu er- 
teilen, die in den Artikeln 11 ff. enthalten 
sind. Gegen Verfügungen der Schweizeri- 
schen Verrechnungsstelle kann von deq Be- 
troffenen ein Rechtsmittel bei der Schweize- 
rischen Rekursinstanz eingelegt werden (Ar- 
tikel 14). Die Entscheide dieser Rekurs- 
instanz sind mit Gründen dem deutschen 
Bundesministerium der Finanzen bekanntzu- 
geben. In der Regel werden die dann zu 
führenden Verhandlungen, da die Schweiz 
auf die im wesentlichen deutschen finanziel- 
len Interessen Rücksicht nehmen wird, zu 
einer Einigung führen. Im Falle der Nicht- 
einigung jedoch besteht die Möglichkeit, daß 
die Bundesregierung gegen Entscheide der 
Schweizerischen Rekursinstanz binnen eines 
Monats nach der Bekanntgabe der Entscheide 
ein Schiedsgericht anruft, dessen Zusammen- 
setzung und Verfahren in Artikel 15 be- 
stimmt werden. Das hier vorgesehene 
Schiedsgericht soll auch für jeden anderen 
Fall einer Meinungsverschiedenheit über die 
Anwendung oder Auslegung des Abkommens 
zuständig sein. — Teil VI enthält eine Reihe 
von Begriffsbestimmungen, die sich aus dem 
Wortlaut des Washingtoner Abkommens 
vom 25. Mai 1946 ergeben oder sich bei der 
Auslegung dieses Abkommens durch die 
schweizerischen Spruchstellen in den letzten 
Jahren als zweckmäßig erwiesen haben. Die 


Auslegungsbestimmungen nehmen auf die 
deutsdien Interessen und Rechtsauffassungen 
weitgehende Rücksicht. So sind z. B. Volks- 
deutsche, insbesondere Sudetendeutsche, Dan- 
ziger oder Deutschbalten, die auf Grund 
eines generellen Erlasses der deutschen Be- 
hörden deutsche Staatsangehörige geworden 
sind, ferner in gewissem Umfange Kriegs- 
teilnehmer, die nur durch besondere Um- 
stände ihren Wohnsitz in Deutschland ge- 
nommen und dadurch unter das Washing- 
toner Abkommen gefallen sind, von der An- 
wendung des Abkommens und der jetzt nor- 
mierten Beitragspflicht ausgenommen (Ar- 
tikel 17). Von grundsätzlicher Bedeutung ist 
die Bestimmung des Artikels 19, welche die 
Anwendung des Abkommens auf das Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland und von 
Berlin (West) beschränkt; daraus folgt u. a., 
daß Vermögenswerte von deutschen Eigen- 
tümern, die in der Ostzone Deutschlands 
wohnen, von der Schweiz auf Grund des 
vorliegenden Abkommens nicht freigegeben 
werden. Diese Bestimmung findet ihr Gegen- 
stück in Aritkel 1 des schweizerisch- alliierten 
Abkommens vom 28. August 1952, der eben- 
falls die Aufhebung des Washingtoner Ab- 
kommens und der aus ihm erwachsenen 
beiderseitigen Rechte und Pflichten der 
Schweiz und der drei alliierten Mächte auf 
das Bundesgebiet und auf die Westsektoren 
Berlins besdiränkt. Besonders hervorzuheben 
ist schließlich der Artikel 21, der eine Reihe 
von Vermögenswerten von der Anwendung 
des vorliegenden Abkommens ausnimmt, 
nämlich diejenigen des Deutschen Reiches, 
der Deutschen Reichsbank und der Deutschen 
Reichsbahn, das „Tägermoos" der Stadt Kon- 
stanz, die Vermögenswerte der deutschen 
Enklaven in der Schweiz, die Vermögens- 
werte der sogenannten deutsch- schweize- 
rischen Grenzkraftwerke und schließlich die 
deutschen Sanatorien in Davos, Arosa usw. 
sowie einige andere Vermögensobjekte. Diese 
von dem Abkommen ausgenommenen Ver- 
mögenswerte unterliegen nicht der in den 
Artikeln 3 und 4 vorgesehenen Beltrags- 
pflicht; sie sind zur Zeit noch gemäß den 
schweizerischen Bundesratsbeschlüssen ge- 
sperrt und werden von einer schweizerischen 
Regierungsstelle, die mit der Vertretung der 
deutschen Interessen betraut ist, verwaltet; 
die Freigabe dieser Vermögenswerte erfolgt 
unabhängig von den Bestimmungen des vor- 
liegenden Abkommens. — Teil VII (Schluß- 
bestimmungen) enthält eine Reihe von Aus- 
führungsvorschriften. Zu bemerken ist, daß 
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das Abkommen nach Artikel 23 deutscher- 
seits auch im Namen des Landes Berlin (West) 
unterzeichnet wird, das damit auch in den 
Genuß der Freigabe der deutschen Ver- 
mögenswerte in der Schweiz gelangt. — Zu 
dem Abkommen gehört ein Unterzeichnungs- 
protokoll, welches ^eine Reihe von Aus- 
legungsvorschriften und Ausführungsvor- 
schriften enthält. In diesem Protokoll wird 
zu Artikel 5 festgelegt, daß die Bundesregie- 
rung berechtigt sein soll, auf Antrag des 
deutschen Eigentümers von der Anforderung 
eines Ablösungsbeitrages abzusehen, wenn 
ihr dies aus kulturellen, sozialen oder carita- 
tiven Gründen notwendig erscheint; im Falle 
einer Bezeichnung von bestimmten Kunst- 
gegenständen besteht sogar eine Pflicht zur 
Freistellung von dem genannten Ablösungs- 
beitrag. Zu den Artikeln 6 und 7 sind Sonder- 
bestimmungen für gewerbliche Schutzrechte 
und für die Abwicklung der Beziehungen 
zwischen deutschen und schweizerischen Ver- 
sicherungsunternehmungen getroffen. Die Be- 
stimmung zu Artikel 20 gibt eine Aus- 
legungsvorschrift für die auf deutsche Wäh- 
rung lautenden, in Deutschland ausgegebenen 
Wertpapiere. Zu Artikel 21 wird schließlich 
eine nähere Vorschrift über den Zeitpunkt 
der Befreiung der im Abkommen genannten 
Vermögensobjekte von der schweizerischen 
Sperre gegeben. 

II. 

Wie erwähnt, hatte die Schweiz sich in dem 
Washingtoner Abkommen mit den drei 
alliierten Hauptmächten das Recht ausbedun- 
gen, die Hälfte des Erlöses aus der vorzu- 
nehmenden Liquidation der deutschen Ver- 
mögenswerte in der Schweiz zur Entschädi- 
gung von schweizerischen Kriegsopfern zu 
verwenden. Mit der Ablösung der alliierten 
Reparationsansprüche durch - Zahlung eines 
Lösegeldes von 121,5 Mio Schweizer Franken 
war also nur eine Voraussetzung für die Frei- 
gabe der durch schweizerische Bundesratsbe- 
schlüsse gesperrten deutschen Vermögens- 
werte in der Schweiz geschaffen. Um die 
Schweiz zur völligen Freigabe dieser Werte 
zu veranlassen, mußte die zweite Voraus- 
setzung erfüllt, d. h. ein Weg gefunden wer- 
den, um der Schweiz die notwendigen Mittel 
zur Entschädigung der schweizerischen Kriegs- 
opfer zur Verfügung zu stellen. Von deut- 
scher Seite war der Schweiz stets eindeutig 
erklärt worden, daß die Aufbringung von 
Mitteln, welche sich die Schweiz aus der 


Hälfte des Liquidationserlöses aus den deut- 
schen Vermögenswerten erhofft hatte, ln 
keinem Falle aus den deutschen Vermögens- 
werten in der Schweiz realisiert werden 
dürfte. Auf der anderen Seite hatte die 
Sdiweiz aber keinen Zweifel darüber gelassen, 
daß sie aus innerpolitischen Gründen bei Frei- 
gabe der deutschen Vermögenswerte Mittel 
erhalten müsse, um die Erwartungen, weldie 
die schweizerischen Kriegsgeschädigten mit 
Rücksicht auf das Washingtoner Abkommen 
gehegt hatten, nicht zu enttäuschen. Dabei 
war von schweizerischer Seite immer wieder 
betont worden, daß der Schweizerische Bun- 
desrat für diesen Zweck von der Bundesregie- 
rung einen Betrag haben wollte, der dem- 
jenigen entspricht, welchen die Schweiz er- 
halten hätte, wenn die Liquidation der deut- 
schen Vermögenswerte in der Schweiz, wie 
im Washingtoner Abkommen vorgesehen, 
durchgeführt worden wäre. Nachdem die den 
Alliierten zur Ablösung ihrer Reparationsan- 
sprüche deutscherseits zu zahlende Summe in 
den Verhandlungen der Bundesregierung mit 
den Regierungen der drei alliierten Haupt- 
mächte auf 121,5 Mio Schweizer Franken 
festgesetzt worden war, verlangte die 
Schweiz, daß ihr mindestens dieser Betrag 
alsbald zur Verfügung gestellt würde, um 
damit die schweizerischen Kriegsopfer, für 
deren Entschädigung die Hälfte des Erlöses 
der Liquidation deutscher Vermögenswerte 
in der Schweiz hätte verwendet werden sol- 
len, entschädigen zu können. Allerdings hatte 
die Schweiz Wert darauf gelegt, auch zu er- 
klären, daß sie nach Aufhebung der die deut- 
schen Vermögenswerte in der Schweiz betref- 
fenden Bestimmungen des Washingtoner Ab- 
kommens aus diesem selbst gegenüber der 
Bundesrepublik keine Ansprüche mehr stellen 
wolle. Es ergab sich indessen ein anderer 
Weg, der es ermöglichte, sowohl den 
schweizerischen WünsAen in bezug auf die 
EntsAädigung der sAwelzerisAen Kriegs- 
opfer wie auA der deutsAen ReAtsauffas- 
sung zur Frage der BereAtIgung der Befriedi- 
gung sAweizerisAer EntsAädigungsforde- 
rungen aus den deutsAen Vermögenswerten 
In der SAwelz ReAnung zu tragen. Ein sol- 
Aer Weg bot siA Im Zusammenhang mit der 
Behandlung des sAweizerisAen AnspruAs 
auf die sogenannte Clearing-Milliarde. 

Am 8. Mai 1945 besaß die SAwelz auf den 
Clearing-Konten mit dem DeutsAen ReiA 
einen aus Warenlieferungen und Dienst- 
leistungen während der Kriegszelt stammen- 
den AnspruA gegen die DeutsAe VerreA- 
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nungskasse in Höhe von 1 012,5 Mio Schwei- 
zer Franken. Außerdem erhob sie eine Reihe 
gegen das Deutsche Reich gerichteter Einzel- 
forderungen im Gesamtbetrag von 177 Mio 
Schweizer Franken, die aus Garantieüber- 
nahmen des Reiches, Rheinregulierungsrück- 
ständen, Aufwendungen für die Internierung 
deutscher Soldaten, Neutralitätsverletzungen 
während des Krieges und aus anderen Grün- 
den herrührten; von diesen Ansprüchen 
konnte ein Betrag von 167 Mio Schweizer 
Franken von deutscher Seite nicht be- 
stritten werden. Der Gesamtbetrag der 
schweizerischen Forderungen gegen das ehe- 
malige Deutsche Reich belief sich somit 
auf mindestens 1 180 Mio Schweizer Franken. 

Nachdem die Schweiz auf der Londoner 
Schuldenkonferenz durchgesetzt hatte, daß 
die vorgenannten, gegen das Deutsche Reich 
gerichteten schweizerischen Staatsforderungen 
den Gegenstand einer bilateralen Regelung 
mit der Bundesrepublik im Zusammenhang 
mit der Freigabe der deutschen Vermögens- 
werte in der Schweiz bilden könnten, sind 
seit April 1952 langwierige Verhandlungen 
in Bern und London geführt worden. Dabei 
ist es gelungen, den von schweizerischer Seite 
geforderten Betrag ganz erheblich herabzu- 
setzen. Das nunmehr vorliegende Abkommen 
über die Regelung der Forderungen der 
schweizerischen Eidgenossenschaft gegen das 
ehemalige Deutsche Reich sieht die Abgel- 
tung aller Ansprüche durch eine Schlußzah- 
lung von nicht mehr als 650 Mio Schweizer 
Franken vor (Artikel 1). Damit wird von 
schweizerischer Seite gleichzeitig eine Saldo- 
schlußquittung für sämtliche Forderungen, 
welche die Schweizerische Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsche Reich hatte, 
erteilt. Die schweizerische Gesamtforderung 
wird also um 45 Vo herabgesetzt. Für die 
Zahlung des Betrages von 650 Mio Schweizer 
Franken sind folgende Bedingungen verein- 
bart worden: Ein Teilbetrag von 121,5 Mio 
Schweizer Franken, welcher dem für die 
Alliierten bestimmten Ablösungsbetrag ent- 
spricht, und den die Schweiz zur Entschädi- 
gung der schweizerischen Kriegsgeschädigten 
verwenden will, ist kurzfristig zu tilgen, und 
zwar 60 Mio Schweizer Franken am 1. April 
1953 und je 20,5 Mio Schweizer Franken 
am 1. April der drei darauffolgenden Jahre; 
die drei letzten Raten sind vom 1. April 1953 
ab mit 3 Vo zu verzinsen (Artikel 2). — 
Weitere 20 Mio Schweizer Franken sind in 
vier gleichen Jahresraten von je 5 Mio 
Schweizer Franken am 1. April 1953, 1. April 


1954, 1. April 1955 und 1. April 1956 zu 
zahlen; damit sollen vor allem die rückstän- 
digen Internierungskosten für deutsche Sol- 
daten und ein Reiseverkehrskostenrückstand 
aus der Zeit vor dem Kriege, die auch von 
deutscher Seite als längst überfällige Schul- 
den angesehen wurden, abgegolten werden 
(Artikel 3). Ein weiterer Betrag von 308,5 
Mio Schweizer Franken soll in 27 gleichen 
Jahresraten von je 14,9 Mio Schweizer Fran- 
ken, beginnend mit dem 1. April 1957 und 
fortlaufend am 1. April der darauffolgenden 
26 Jahre, getilgt werden; dieser Betrag wird 
vom 1. April 1953 bis zum 1. April 1957 mit 
3 Vo verzinst (Artikel 3). Der dann noch ver- 
bleibende Restbetrag der Schuld in Höhe von 
200 Mio Schweizer Franken bleibt zunächst 
in Deutschland stehen. Er soll nach näherer 
Vereinbarung zwischen der Bundesregierung 
und dem Schweizerischen Bundesrat zu In- 
vestitionszwecken in Deutschland angelegt 
werden. Eine Tilgung wird nicht vor 20 
Jahren nach Inkrafttreten des Abkommens 
gefordert werden. Bis zum Abschluß ent- 
sprechender Investitionsvereinbarungen ist 
der Betrag mit 3 Vo im Tahre zu verzinsen. 
In dieser Anlegung eines Betrages von 200 
Mio Schweizer Franken In Deutschland liegt 
ein weitgehendes Zugeständnis von schweize- 
rischer Seite und ein erheblicher Vorteil für 
die Wirtschaft der Bundesrepublik (Ar- 
tikel 4). Es kommt noch hinzu, daß sich die 
Schweizerische Eidgenossenschaft in Artikel 5 
bereiterklärt hat, zu gegebener Zeit aus eige- 
ner Initiative oder auf deutschen Vorschlag In 
Erwägung zu ziehen, ob und in welchem Um- 
fang noA weitere Beträge zu Investitions- 
zwecken in Deutschland zur Verfügung ge- 
stellt werden können. In Artikel 6 des Ab- 
kommens werden mit Bezug auf den Transfer 
der in Artikel 2 und 3 zu leistenden Zahlun- 
gen Bestimmungen getroffen, welche eine weit- 
gehende Berücksichtigung der deutschen Inter- 
essen Im Zusammenhang mit Kapitalrückzah- 
lungen und Kapitaldiensten enthalten. Artikel 
7 schreibt vor, daß auch dieses Abkommen 
wie das zu 1. erwähnte über die Vermögens- 
werte in der Schweiz deutscherseits im Na- 
men des Landes Berlin (West) unterzeichnet 
wird. 

In dem zu dem Abkommen über die Rege- 
lung der Forderungen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft gegen das ehemalige Deut- 
sche Reich gehörenden Briefwechsel haben die 
beiderseitigen Unterhändler ihr Einverständ- 
nis darüber festgestellt, daß es erforderlich sei, 
auch für die im Rahmen dieses Abkommens 


9 



noch unerledigt gebliebenen privaten Forde- 
rungen und Verpflichtungen eine Regelung 
herbeizuführen und daß die hierfür erforder- 
lidien Verhandlungen gemäß Artikel 10 der 
auf der Londoner Sdiuldenkonferenz verein- 
barten „Empfehlungen für die Regelung von 
Forderungen aus dem Waren- und Dienst- 
leistungsverkehr, gewisser Forderungen aus 
dem Kapitalverkehr und verschiedener ande- 
rer Forderungen“ unter Berücksichtigung der 
beiderseitigen Liquidationsprobleme stattfin- 
den sollen. Es handelt sich dabei um die soge- 
nannten Clearingspitzen, d. h. um private Zah- 
lungsaufträge im deutsch-schweizerischen Ver- 
rechnungsverkehr, die bei Kriegsende noch 
nicht erledigt waren und auch nicht mehr ha- 
ben ausgeführt werden können. Ob sich dabei 
zugunsten der deutschen oder zugunsten der 
schweizerischen Seite ein Saldo ergeben wird, 
kann sich erst in den vorgesehenen Verhand- 
lungen herausstellen. 

III. 

Abgesehen von den „Vereinten Nationen“, 
deren Wünschen auf Vergünstigungen im La- 
stenausgleich bereits im Lastenausgleichsgesetz, 
vor allem aber im dritten Zusatzvertrag 
(Überleitungsvertrag) zum Deutschland ver- 
trag Rechnung getragen wurde, haben eine 
Reihe anderer Nationen Zugeständnisse für 
ihre Staatsangehörigen beim deutschen Lasten- 
ausgleich nachgesucht. U. a. ist diese Forde- 
rung von der Schweiz gestellt worden. Unter 
den beteiligten Bundesministerien besteht 
Übereinstimmung darüber, daß derartige For- 
derungen nur im Wege eines Staatsvertrages 
und unter der Voraussetzung der Gegenseitig- 
keit, d. h. entsprechender Gegenleistung des 
fordernden Staates, erfüllt werden sollen. 
Dementsprechend ist gegenüber der Schweiz 
verfahren worden. 

Die Soforthilfeabgabe, die als Vorläuferin der 
im Lastenausgleichsgesetz vorgesehenen Ver- 
mögensabgabe für die Zeit vom 1. April 1949 
bis zum 31. März 1952 erhoben wurde, ist 
zugunsten der Schweizer Bürger durch Ver- 
waltungsanweisung mit allen Vorbehalten in 
demselben Umfang gestundet worden, in dem 
die Angehörigen der Vereinten Nationen von 
der Abgabe nach § 6 des Soforthilfegesetzes 
befreit sind. Daher mußte ohnehin irgendeine 
Regelung über die endgültige Behandlung der 
gestundeten, auf die Zeit bis zum 31. März 
1952 entfallenden Beträge getroffen werden. 
Außerdem war nunmehr im Hinblick auf die 
von schweizerischer Seite geäußerten Wünsche 


auch eine Regelung für die nach dem inzwi- 
schen in Kraft getretenen Lastenausgleichs- 
gesetz von schweizerischen Staatsangehörigen 
zu entrichtenden Abgaben zu treffen. Für eine 
solche Regelung boten sich als Vorbild die ein- 
schlägigen Vorschriften des Lastenausgleichs- 
gesetzes, vor allem aber die im zehnten Teil 
des vorerwähnten Überleitungsvertrages ent- 
haltenen Bestimmungen über die Behandlung 
der Angehörigen der Vereinten Nationen im 
Lastenausgleich an. Dabei war es — zumal im 
Hinblick auf die den Angehörigen der Ver- 
einten Nationen zugesicherte Meistbegünsti- 
gung (Artikel 10 des Zehnten Teils des Über- 
leitungsvertrages) — selbstverständlich, daß 
den Schweizer Bürgern keine weitergehenden 
Vergünstigungen eingeräumt werden durften, 
als sie die Angehörigen der Vereinten Nati- 
onen nach dem Lastenausgleichsgesetz und 
dem Überleitungsvertrag zu erwarten haben. 
Dementsprechend hat die Bestimmung des 
Artikel 1 Absatz 1 des Abkommens zum 
deutschen Lastenausgleich, welche den schwei- 
zerischen Staatsangehörigen Im Lastenausgleich 
die gleiche Behandlung zusichen, wie sie 
Angehörigen der meistbegünstigten Nation 
zusteht, nach Inkrafttreten des Lastenaus- 
gleichsgesetzes und des Deucschlandvertrags 
ciie Bedeutung, daß die in diesem Gesetz und 
diesem Vertrag für Angehörige der Vereinten 
Nationen vorgesehenen Vergünstigungen, und 
zwar sowohl was die Verpflichtung zur Lei- 
stung von Ausgleichsabgaben, als auch was die 
Behandlung bei der Gewährung von Aus- 
gleichsleistungen anlangt, auch auf Schwei- 
zer Bürger anzuwenden sein werden. Es 
liegt in der Natur der Sache, daß sich 
diese Vergünstigungen auf Schweizer Bür- 
ger in geringerem Ausmaße auswirken wer- 
clen, als auf die Angehörigen der Verein- 
ten Nationen. Das gilt z. B. für die In 
Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b voro-esehene 
Befreiung deutscher Kapitalgesellschaften mit 
schweizerischer Beteiligung. Nach dem Über- 
leitungsvertrag sind deutsche Kapitalgesell- 
schaften, ah clenen Angehörige der Vereinten 
Nationen zu mindestens 85 vom Hundert be- 
teiligt sind, in Höhe der Beteiligungsquote 
von der Vermögensabgabe für sechs Jahre be- 
freit. Die entsorechende Anwendung dieser 
Vorschrift auf die Schweiz führt dazu, daß 
deutsche Kapitalgesellschäften mit mindestens 
85 vom Hundert schweizerischer Beteiligung 
die vorgesehenen Vergünstigungen genießen. 
Eine Zurechnung der schweizerischen Beteili- 
gung zu der Beteiligung von Angehörigen der 
Vereinten Nationen kommt nicht in Betracht. 
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Das Anwendungsgebiet dieser Befreiungsvor- 
Schrift wird daher für die Schweiz erheblich 
geringer sein als für die Vereinten Nationen. 

IV. 

Die drei vorgeschilderten Abkommen, welche 
den Gegenstand des vorliegenden Gesetzent- 
wurfs bilden, stellen, wie in der Einleitung 
zu dieser Denkschrift bereits erwähnt, zusam- 
men mit einem vierten, von dem Herrn Bun- 
desminister der Justiz vorzulegenden Abkom- 
men über die Wiederherstellung gewerblicher 
Schutzrechte ein einheitliches deutsch-schwei- 
zerisches Vertragswerk dar, das auch in seiner 
Entstehung, in dem inneren Zusammenhang 
seiner Teile und in seiner Bedeutung für die 
Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland 
zu der Sdiweiz als Einheit gewürdigt werden 
muß. Beide Vertragsteile haben einander Ent- 
gegenkommen bewiesen, um das Vertrags- 
werk zustandezubringen und dadurch, wie es 
in der Präambel zu dem Abkommen über die 
Clearing-Milliarde heißt, einer weiteren Klä- 
rung und Festigung der Beziehungen zwischen 
den beiden Ländern zu dienen. Die Schweiz hat 
das deutsche Vermögen, einschließlich der ge- 
werblichen Schutzrechte, freigegeben und da- 
mit einen Stein des Anstoßes zwischen den 
beiden Ländern aus dem Wege geräumt sowie 
gleichzeitig die schweizerischen Staatsforde- 
rungen gegen das ehemalige Deutsche Reich 
wesentlich ermäßigt, während die Bundesrepu- 
blik Deutschland sich mit schmerzlichen Op- 
fern und Verzichten in bezug auf das deut- 
sche Vermögen in der Schweiz abgefunden 
und eine freiwillige Gleichstellung der Schwei- 
zer Bürger mit den Angehörigen der Verein- 
ten Nationen im Lastenausgleich zugestanden 
hat. 

Was insbesondere das Abkommen über die 
deutschen Vermögenswerte in der Schweiz an- 
langt, so muß das erzielte Ergebnis nach An- 
sicht der Bundesregierung als ein sehr wesent- 
licher wirtschaftlicher und auch politischer Er- 
folg gewürdigt werden. Es Ist nunmehr gelun- 
gen, das von deutscher Seite stets als völker- 
rechtswidrig bezelchnete Washingtoner Ab- 
kommen vom 25. Mai 1946, soweit es die 
deutschen Vermögenswerte In dei Schweiz be- 
trifft, aus der Welt zu schaffen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß diese Tatsache nach Auf- 
fassung der Bundesregierung nicht ohne Ein- 
fluß auf die Lage des deutschen Vermögens 
in anderen neutralen Ländern sein wird. Das 
Abkommen mit der Schweiz hat also In die 
privateigentumsfeindliche Gesetzgebung und 


Verwaltungspraxis, die zahlreiche Länder nach 
dem Kriege gegen das deutsche Vermögen ein- 
geführt haben, eine Bresche geschlagen. Un- 
ter diesen Umständen dürfte der aus der Frei- 
gabe der deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz erwachsende Nutzen mit den damit 
verbundenen finanziellen Lasten des Bundes- 
haushalts nicht zu teuer erkauft sein. 

Diese Lasten, die sich auf insgesamt 650 Mio 
Schweizer Franken belaufen, werden aller- 
dings für die Bundesfinanzen eine schwere 
Bürde sein. Es Ist aber zu bedenken, daß sich 
die Bundesrepublik Deutschland, insofern sie 
im Internationalen Verkehr auf Anerkennung 
als Rechtsfortsetzerin des Deutschen Reiches 
Anspruch erhebt, in jedem Falle vor die Not- 
wendigkeit gestellt sah, die hauptsächlich aus 
der Kriegszeit stammenden Verbindlichkeiten 
des Deutschen Reiches gegenüber der Schweiz 
auf die eine oder andere Weise zu bereinigen. 
Es kann deshalb nur als Vorteil angesehen 
werden, daß diese Bereinigung gleichzeitig der 
Rückgewinnung des deutschen Privateigentums 
in der Schweiz dienstbar gemacht w^erden konn- 
te. Im übrigen hat sich die Schweiz, z. T. unter 
dem Eindruck und im Geiste der Londoner 
Schuldenregelung, zu weitgehenden Konzes- 
sionen in der Ausgestaltung des Zahlungsplans 
bereitgefunden, so daß ein wesentlicher Teil 
der übernommenen Schuldenverpflichtung, 
nämlich 308,5 Mio Schweizer Franken über 
einen Zeitraum von 27 Jahren zu zahlen sein 
werden. Schließlich Ist es als wesentlicher Vor- 
teil bei der Schuldenregelung zu bezeichnen, 
daß die Schweiz einen Betrag von 200 Mio 
Schweizer Franken zur Investition in Deutsch- 
land belassen wird, womit die deutsche Wirt- 
schaft einen nützlichen Antrieb erhalten 
dürfte. Damit ist die Schweiz als erstes Land 
nach der in London zustande gebrachten Schul- 
denregelung wieder als Kreditgeber für die 
deutsche Wirtschaft gewonnen worden. 

Es ist nicht zu verkennen, daß die Schweiz ihr 
Entgegenkommen in den beiden Abkommen 
über die deutschen Vermögenswerte und über 
die Wiederherstellung der deutschen gewerb- 
lichen Schutzrechte in der ausgesprochenen Er- 
wartung bewiesen hat, daß die Bundesrepu- 
blik ihrerseits der Schweiz besondere Zuge- 
ständnisse beim deutschen I.astenausgleich 
machen würde. Dieser Erwartung konnte sich 
die Bundesregierung nicht verschließen. Der 
Schweiz sind deshalb die in dem Abkommen 
über den cieutschen Lastenausgleich vereinbar- 
ten Vergünstigungen als Gegenleistung für die 
besonderen Zugeständnisse bei der Regelung 
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der Vermögens- und Sdiuldenfrage gemadit 
worden. Das mit der Schweiz geschlossene Ab- 
* kommen zum deutschen Lastenausgleich dürfte 
deshalb für etwaige spätere entsprechende 
Verhandlungen mit anderen Staaten einen für 
die Bundesrepublik günstigen Ausgangspunkt 
geschaffen haben. 

^ V. 

Aus den vorstehenden Erwägungen können 
die drei Abkommen, welche den Gegenstand 
des Gesetzentwurfes bilden, zusammen mit 
dem von dem Herrn Bundesminister der Ju- 
stiz vorgelegten Abkommen über die Wieder- 
herstellung gewerblicher Schutzrechte zur Ge- 
nehmigung durch die deutschen gesetzgeben- 
den Körperschaften empfohlen werden. Die 
eidgenössischen Räte haben die beiden Ab- 
kommen über die deutschen Vermögenswerte 
in der Schweiz und über die Wiederherstel- 
lung der deutschen gewerblichen Schutzrechte 
in der Schweiz am 17. September 1952 be- 
reits genehmigt. Mit der Genehmigung des 
Abkommens über die sogenannte Clearing- 
Milliarde durch die eidgenössischen Räte, falls 
eine -solche Genehmigung notwendig sein sollte, 
ist zu rechnen. Auf deutscher Seite besteht mit 
Rücksicht auf das große Interesse zahlreicher 
deutscher Staatsangehöriger an baldiger Wie- 
dergewinnung des Verfügungsrechtes über ihre 
Vermögenswerte in der Schweiz bei allen 
Beteiligten der lebhafte Wunsch, daß auch in 
der Bundesrepublik die parlamentarische Ge- 
nehmigung des deutsch-schweizerischen Ver- 
tragswerkes so bald wie möglich erteilt wird. 
Der vorliegende Gesetzentwurf soll die 
Voraussetzung für die alsdann vorzuneh- 
mende Ratifizierung der drei Abkommen ge- 
genüber der Schweiz bilden. 

Der Gesetzentwurf sieht in § 1 die Zustim- 
mung zu den drei Abkommen vor, er behan- 
delt in § 2 die Veröffentlichung der Abkom- 
men mit Gesetzeskraft und trifft in § 7 über 
den Tag des Inkraftretens des Gesetzes Be- 
stimmungen. 

Die §§ 3, 4 und 5 sind der Ausführung des 
Abkommens über die deutschen Vermögens- 
werte in der Schweiz gewidmet. Die §§ 3 und 
4 sehen für die Behandlung der freiwerdenden 
deutschen Vermögenswerte bzw. der aus ihnen 
erwachsenen Verwertungserlöse eine Regelung 
in der Weise vor, daß die beitrags willigen 
deutschen Eigentümer von den Ausgleichsab- 
gaben des Lastenausgleichs und von den zu- 
rückliegenden deutschen Besitzsteuern auf ihre 


freigewordenen Vermögenswerte freigestellt 
und von Strafverfahren wegen Steuerhinter- 
ziehung oder wegen Devisen vergebens ver- 
schont bleiben sollen, während die nicht bei- 
tragswilligen deutschen Eigentümer Ausgleichs- 
abgaben des Lastenausgleichs entrichten und, 
soweit ihre freiwerdenden Vermögenswerte 
nicht den Ausgleichsabgaben des Lastenaus- 
gleichs unterliegen, eine Ersatzvermögensab- 
gabe in bestimmter Höhe entrichten sollen, 
von den zurückliegenden deutschen Besitz- 
st'euern auf ihre Vermögenswerte nicht frei 
und auch von Strafverfahren nicht freigestellt 
werden sollen. 

Der Verzicht auf Strafverfolgung und Nach- 
erhebung der Steuern hat jedoch nicht den 
Umfang, wie der Wortlaut, insbesondere der 
gewählte Zeitpunkt, vermuten läßt. Nach dem 
zwischen der Schweiz und dem Deutschen 
Reich abgeschlossenen Doppelbesteuerungsab- 
kommen von 1931, das audi heute noch gilt, 
unterliegt das in der Schweiz befindliche ge- 
werbliche oder fundierte Vermögen, ebenso 
wie die daraus erzielten Erträge nicht der 
deutschen Besteuerung; diese beschränkt sich 
im wesentlichen auf das Kapitalvermögen, also 
auf Wertpapiere, Bankguthaben usw. Bis zur 
Beschlagnahme unterlag das Kapitalvermögen 
allerdings der deutschen Besteuerung. Die 
Nacherhebung dieser Steuern würde aber auf 
Reichsmarkbasis durchzuführen sein, was bedeu- 
tet, daß die nachzuzahlenden Steuern im Ver- 
hältnis 10:1 in Deutsche Mark umzurechnen 
sind. Zur Vermögensteuer war das Vermögen 
vom Augenblick der Beschlagnahme bzw. dem 
auf diesen folgenden Stichtag nicht mehr heran- 
zuziehen (§ 67 und 74 des BewG). Erst im 
Augenblick der Freigabe wird es wieder ver- 
mögensteuerpflichtig. Einkommensteuerlich 
wirkt sich der § 11 des EStG dahin aus, daß 
die Einkünfte, die sich auf die Zeit der Ver- 
mögenssperre beziehen, im Jahre der Aufhe- 
bung der Vermögenssperre als zugeflossen gel- 
ten und in diesem Jahr voll zur Besteuerung 
heranzuziehen sind. Da dies infolge der An- 
sammlung der Einkünfte zu einer unbilligen 
Härte führen würde, sollen diese Einkünfte 
nach Maßgabe des § 34 Abs. 1 des EStG mit 
einem Pauschsatz versteuert: werden. Zum 
Zwecke der Klarstellung ist weiter ausdrück- 
lich vermerkt, daß der freiwillige Beitrag eine 
Vermögensabgabe und deshalb bei der Ver- 
steuerung der Einkünfte nicht abzugsfähig ist. 
Die weiter vorgeschriebene Meldepflicht bei 
der deutschen Finanzbehörde soll dem Steuer- 
pflichtigen die Möglichkeit geben, aber ihn 
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audi anhalten, die bisher verschwiegenen Ver- 
mögenswerte nunmehr straffrei der Be- 
steuerung zuzuführen. 

Ein gleiches Entgegenkommen auch den nicht 
beitragswilligen deutschen Eigentümern gegen- 
über zu zeigen, erscheint weder notwendig 
noch auch billig und gerecht zu sein. Diese 
müssen mit den gesetzlichen Steuern und den 
verdienten Steuer- und Devisenstrafen rech- 
nen; ebenso erschien eine Ersatzabgabe für den 
Fall am Platze, daß ihre freigewordenen Ver- 
mögenswerte der Vermögensabgabe nicht un- 
terliegen. 

Nach Artikel 115 des Grundgesetzes dürfen 
Geldmittel im Wege des Kredits nur bei 
außerordentlichem Bedarf und nur auf Grund 
eines Bundesgesetzes beschafft werden. Kredit- 
gewährungen zu Lasten des Bundes, deren 


Wirkung über ein Rechnungsjahr hinausgeht, 
dürfen nur auf Grund eines Bundesgesetzes 
erfolgen. Die Bundesregierung sieht sich, wie 
schon gesagt, genötigt, zum Zwecke der Aus- 
führung des Artikels 1 des Abkommens über 
die deutschen Vermögenswerte in der Schweiz 
bei einem von der Schweizerischen Kredit- 
anstalt geführten schweizerischen Bankenkon- 
sortium einen Kredit in Höhe von 121,5 Mio 
Schweizer Franken aufzunehmen. Der Kredit- 
vertrag ist, wie ebenfalls bereits erwähnt, am 
3. September 1952 unter dem Vorbehalt der 
Genehmigung durch die deutschen gesetzge- 
benden Körperschaften unterzeichnet worden. 
Dieser Kreclit entspricht den Erfordernissen 
und Voraussetzungen des Artikels 115 des 
Grundgesetzes. § 5 des vorliegenden Gesetz- 
entwurfes sieht deshalb vor, daß der Bundes- 
regierung die Ermächtigung zur Aufnahme 
des vorgenannten Kredits erteilt wird. 



Abkommen 


zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die deutschen Vermögenswerte in der Schweiz 


Die Bundesrepublik Deutschland und die 
Schweizerische Eidgenossenschaft 
mit Rücksicht darauf, 

daß die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland dem Schweizerischen Bundesrat 
zwei Wochen nach Notifikation des Inkraft- 
tretens des zwischen der Schweiz und Frank- 
reich, dem Vereinigten Königreich und den 
Vereinigten Staaten gemäß folgendem Absatz 
zu schließenden Abkommens einen Betrag von 
121.500.000 Sdiweizer Franken zur Verfü- 
gung stellen wird, 

daß ferner der Schweizerische Bundesrat mit 
den Regierungen der Französischen Republik, 
des Vereinigten Königreichs von Großbritan- 
nien und Nordirland und der Vereinigten 
Staaten von Amerika ein Abkommen über die 
deutschen Vermögenswerte in der Schweiz, 
welche unter das Abkommen von Washington 
vom 25. Mai 1946 fallen, trifft, 

sind übereingekommen, das folgende Ab- 
kommen zu schließen. 

Zu diesem Zwecke haben zu ihren Bevoll- 
mächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik 
Deutschland: 

Herrn Bernhard Wolff, 
Ministerialdirektor im Bundesministerium 
der Finanzen, 

Der Schweizerische Bundesrat: 

Herrn Minister Dr. Walter Stucki, 
Delegierter des Bundesrates für Spezial- 
missionen. ' 

Die Bevollmächtigten haben, nachdem sie 
sich ihre Vollmachten mitgeteilt und diese als 
richtig befunden haben, folgendes vereinbart: 

TEIL I 

Ablösung der Ansprüche Frankreichs, des 
Vereinigten Königreichs und der Vereinigten 
Staaten 

Artikel 1 

Der Schweizerische Bundesrat wird den 
ihm von der Regierung der Bundesrepublik 


Deutschland zu bezahlenden Betrag in Höhe 
von 121.500.000 Schweizer Franken (Ablö- 
sungsbetrag), von dem ein von der Schweiz 
für die Internationale Flüchtlingsorganisation 
geleisteter Vorschuß in Höhe vcn 20.000.000 
Schweizer Franken abzuziehen ist, unverzüg- 
lich auf ein Konto überweisen, das die Regie- 
rungen der Französischen Republik, des Ver- 
einigten Königreichs von Großbritannien und 
Nordirland und der Vereinigten Staaten von 
Amerika bezeichnen werden. 

TEIL II 

Aufbringung des Ablösungsbetrages 
A r t i k e 1 2 

Zum Zwecke der Aufbringung des Ablö- 
sungsbetrages wird zugunsten der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland auf den Na- 
men der Bank deutscher Länder ein Konto 
bei der Schweizerischen Nationalbank eröff- 
net (Ablösungskonto), das wie folgt gespeist 
wird: 

a) aus den Beiträgen der deutschen Eigentümer 
(Deutsche in Deutschland) von Vermögen 
in der Schweiz; 

b) aus dem Verwertungserlös von Vermögen 
deutscher Eigentümer, die den in Artikel 3 
bestimmten Beitrag nicht leisten; 

c) aus dem Verwertungserlös, von Vermögen 
deutscher Eigentümer, die^'die Vorausset- 
zungen von Artikel 5 erfüllen, jedoch die 
Entsperrung innerhalb von zwei Monaten 
nach der gemäß Artikel 7 Ziffer 2 erfolg- 
ten Bekanntmachung der Aufforderung 
nicht beantragen werden. 

TEIL III 
Verzichtleistung 

Artikel 3 

Eigentümer, bei denen das gesamte Vermö- 
gen in der Schweiz den Betrag von 10.000 
Schweizer Franken übersteigt, verzichten auf 
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denjenigen Teil des Wertes ihres Vermögens, 
welcher dem in Artikel 4 bestimmten Prozent- 
satz entspricht, und leisten in dieser Höhe eine 
Zahlung in Schweizer Franken auf das Ab- 
lösungskonto. 

Artikel 4 

(1) Der Beitrag, den ein Eigentümer zu lei- 
sten hat, um den übrigen Teil seines Vermö- 
gens in der Schweiz zu erhalten, beläuft sich 

1. bei Vermögen im Gesarptwert zwischen 

10.000 und 15.000 Schweizer Franken: auf 
den 10.000 Schweizer Franken übersteigen- 
den Betrag; 

2. bei Vermögen im Gesamtwert von mehr als 

15.000 Schweizer Franken: auf 33V3®/o 
des Gesamtwertes; 

3. bei Vermögen, die auf Grund der von der 
Schweiz mit dritten Staaten geschlossenen 
Abkommen über Sequesterkonflikte der 
Schweiz überlassen worden sind: auf 50®/a 
des Gesamtwertes. 

(2) Die Bewertung des Vermögens erfolgt 
durch die Schweizerische Verrechnungsstelle, 
wobei etwaige Freigaben, welche diese wäh- 
rend der Sperrezeit zur persönlichen Verwen- 
dung der Berechtigten gewährt hat, zur An- 
rechnung gelangen. 

Artikel 5 

(1) Auf die Erhebung eines Beitrages im 
Sinne der Artikel 3 und 4 wird auf Antrag 
des Eigentümers verzichtet bei 

1. Vermögen bis zu einem Gesamtwert von 

10.000 Schweizer Franken, wobei etwaige 
Freigaben, welche die Schweizerische Ver- 
rechnungsstelle während der Sperrezeit zur 
persönlichen Verwendung der Berechtigten 
gewährt hat, zur Anrechnung gelangen; 

2. Vermögen folgender Gruppen von Eigentü- 
mern ohne Rücksicht auf den Gesamtwert 
des von dem einzelnen Eigentümer gehal- 
tenen Vermögens: 

a) Frauen, die mit Deutschen verheiratet 
sind oder waren und durch die Ehe 
deutsche Staatangehörige geworden sind, 
jedoch im Zeitpunkt der Eheschließung 
die Schweizer Staatsbürgerschaft be- 
saßen; 

b) Personen, die am 16. Februar 1945 ne- 
ben der deutschen Staatsangehörigkeit 
auch diejenige eines anderen Staates be- 


saßen, sofern der zweite Heimatstaat 
ein entsprechendes Begehren unterstützt; 

c) Personen, die ihr Leben oder in be- 
trächtlichem Maße ihre Freiheit oder 
ihre vollen deutschen Staatsbürgerrechte 
auf Grund eines Gesetzes, eines Erlasses, 
einer Verordnung oder Maßnahme der 
deutschen nationalsozialistischen Regie- 
rung aus rassischen, politischen oder reli- 
giösen Gründen verloren haben. Diese 
Gruppe umfaßt auch Personen, die von 
deutschen Behörden oder auf deren Ver- 
anlassung aus politischen, rassischen oder 
religiösen Gründen außerhalb Deutsch- 
lands verhaftet, nach Deutschland ver- 
bracht oder dort in Gewahrsam gehalten 
worden sind; 

d) Personen, die durch Vorlegung einer in 
Deutschland erlassenen rechtskräftigen 
Gerichtsentscheidung mit Bestätigungs- 
vermerk oder eines vor einem Gericht 
in Deutschland abgeschlossenen Ver- 
gleichs mit Bestätigungsvermerk nach- 
weisen können, daß ihnen der Vermö- 
genswert in der Schweiz auf Grund der 
in Deutschland geltenden Rückerstat- 
tungs- und Wieclergutmachungsgesetz- 
gebung zurückerstattet worden ist; 

c) juristische Personen des privaten und des 
öffentlichen Rechts, Handelsgesellschaf- 
ten und Personengemeinschaften, die 
ihren Sitz oder den Ort ihrer geschäft- 
lichen Tätigkeit oder Leitung in 
Deutschland haben und an denen am 
16. Februar 1945 Personen nichtdeut- 
scher Staatsangehörigkeit mit mehr als 
50 direkt ocler inciirekt beteiligt wa- 
ren. Betrug die direkte oder indirekte 
Beteiligung mehr als 25 Vo, überstieg sie 
aber nicht 50 ®/o, so werden geeignete 
Maßnahmen getroffen, um die Interes- 
sen der nichtdeutschen Beteiligten ange- 
messen zu wahren. 

(2) Bei Familienstiftungen, denen nicht- 
deutsche Begünstigte beteiligt sind, werden die 
notwendigen Maßnahmen zur Wahrung ihrer 
Interessen getroffen. 

Artikel 6 

Von Inhabern deutscher gewerblicher 
Schutzrechte (Patente, _ Gebrauchsmuster, 
Muster und Modelle, Fabrik- oder Handels- 
marken) und Schutzrechtsanmeldungen sowie 
deutscher Urheberrechte wird weder ein Bei- 
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trag im Sinne von Artikel 3 und 4 noch die 
in Artikel 7 Ziffer 4 vorgesehene Verwal- 
tungsgebühr von 2 Vo gefordert, sofern es sich 
nicht um Rechte handelt, welche Bestandteil 
eines deutschen Unternehmens in der Schweiz 
sind, das als deutsches Vermögen unter Arti- 
kel 3 dieses Abkommens fällt oder von einem 
solchen benutzt werden. 

Artikel 7 

Zur Durchführung dieses Verfahrens wird 
die Schweizerische Verrechnungsstelle folgende 
Maßnahmen ergreifen: 

1. Festsetzung des in Artikel 4 bestimmten 
Beitrages, den ein Eigentümer zu leisten 
hat, um den übrigen Teil seines Vermögens 
in der Schweiz zu erhalten; 

2. Aufforderung in geeigneter Weise an alle 
Eigentümer von Vermögenswerten in der 
Schweiz, selbst oder durch Beauftragte 
binnen einer Frist von zwei Monaten nach 
Bekanntmachung der Aufforderung gegebe- 
nenfalls einen Freistellungsantrag gemäß 
Artikel 5 einzureichen oder die schriftliche 
Erklärung abzugeben, daß sie zugunsten der 
Bundesrepublik Deutschland den in Artikel 4 
bestimmten Beitrag leisten, wogegen der 
übrige Teil ihres Vermögens in der Schweiz 
von der Sperre befreit werden wird; 

3. Genehmigungen von solchen Verfügungen 
des Eigentümers über sein Vermögen in der 
Schweiz, die zur Aufbringung des Beitrages 
erforderlich sind; 

4. Erhebung einer Verwaltungsgebühr von 
2 Vo auf die freizygebenden Werte. 

TEIL IV 

Umwandlung und Transferierung der 
deutschen Vermögen 

Artikel 8 

(1) Die Schweizerische Verrechnungsstelle 
wird die deutschen Vermögen in der Schweiz, 
für die innerhalb von zwei Monaten nach 
Bekanntmachung der in Artikel 7 Ziffer 2 ge- 
nannten Aufforderung keine Erklärung über 
die Leistung eines Beitrages abgegeben, oder 
kein Freigabeantrag gestellt wurde, zum gün- 
stigsten Preis in Barguthaben umwandeln, so- 
weit die Vermögen nicht bereits in dieser 
Form bestehen, und dafür Sorge tragen, daß 
diese Guthaben unter Berechnung einer Ver- 


waltungsgebühr von 2 Vo der überwiesenen 
Beträge auf das Ablösungskonto übertragen 
werden. 

(2) Die Schweizerische Verrechnungsstelle 
wird von den nach Absatz 1 getroffenen 
Maßnahmen dem deutschen Bundesministe- 
rium der Finanzen unter Mitteilung der nöti- 
gen Personalangaben Kenntnis geben. 

Artikel 9 

Die Regierung, der Bundesrepublik Deutsch- 
land hält zur Verfügung der Eigentümer, de- 
ren Vermögen gemäß Artikel 8 umgewandelt 
werden, den vollen Gegenwert in Deutscher 
Mark, der sich aus dem offiziellen Umrech- 
nungskurs des Schweizer Frankens ergibt. 

Artikel 10 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland wird 
für sich und für ihre Staatsangehörigen gegen 
die von der Schweiz auf Grund des Bundes- 
ratsbeschlusses vom 16. Februar 1945 mit sei- 
nen Abänderungen und Ergänzungen oder auf 
Grund des vorliegenden Abkommens vorge- 
nommenen oder vorzunehmenden Umwand- 
lungen von deutschen Werten in der Schweiz 
keine Einwendungen irgendwelcher Art erhe- 
ben. Die Bestimmungen des Absatzes 2 dieses 
Artikels sind sinngemäß anzuwenden. 

(2) Wenn sich nachträglich ergibt, daß für 
die gemäß Artikel 8 umgewandelten Vermö- 
gen die Voraussetzungen für eine Umwand- 
lung nach diesem Abkommen nicht Vorgelegen 
haben, so wird die Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland die schweizerischen Schuld- 
ner oder Vermögens Verwalter schadlos halten 
und den entsprechenden Betrag in Schweizer 

Franken zurückerstatten. 

\ 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland ver- 
zichtet für sich und ihre Staatsangehörigen 
auf alle Ansprüche gegen die Schweizerische 
Regierung und schweizerische natürliche oder 
juristische Personen hinsichtlich Vermögens- 
werten, die sich in einem dritten Land befin- 
den und von diesem der Schweiz nicht frei- 
gegeben worden sind. 

TEIL V 

Verfahrensbestimmungen 
Artikel 11 

Die Schweizerische Verrechnungsstelle übt 
mit Bezug auf die deutschen Vermögenswerte in 
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der Schweiz die ihr auf prund schweizerischer 
Rechtsvorschriften bisher erteilten Befugnisse 
auch weiterhin bis zur endgültigen Freigabe 
der einzelnen Vermögenswerte aus. 

Artikel 12 

Die für die Durchführung dieses Abkom- 
mens nötigen Maßnahmen werden sdiweize- 
rischerseits von der Schweizerischen Verrech- 
nungsstelle getroffen; der Schweizerische Bun- 
desrat erläßt die dazu erforderlichen Vor- 
schriften. 

Artikel 13 

Die Schweizerische Verrechnungsstelle wird 
von der Sperre befreien: 

1. Die in Artikel 5 genannten Vermögens- 
werte, sobald ein Antrag des Eigentümers 
innerhalb von zwei Monaten nach Bekannt- 
machung der in Artikel 7 Ziffer 2 genann- 
ten Aufforderung gestellt worden ist; 

2. die in Artikel 3 genannten Vermögens- 
werte, sobald der in Artikel 4 bestimmte 
Beitrag gezahlt worden ist; 

3. die in Artikel 6 genannten Rechte mit dem 
Tage des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

Artikel 14 

(1) Verfügungen der Schweizerischen Ver- 
rechnungsstelle, die in Durchführung dieses 
Abkommens getroffen werden, können bei der 
in Artikel 2 des Bundesratsbeschlusses vom 
27. Dezember 1946 genannten Schweizerischen 
Rekursinstanz angefochten werden. Die Ent- 
scheide dieser Rekursinstanz sind mit Gründen 
dem deutschen Bundesministerium der Finan- 
zen bekanntzugeben. 

(2) Die von dieser Rekursinstanz vor In- 
krafttreten dieses Abkommens getroffenen 
Entscheide bleiben verbindlich. 

Artikel 15 

(1) Sofern sich die Regierungen der beiden 
vertragschließenden Teile über die Anwen- 
dung oder Auslegung dieses Abkommens nicht 
einigen können, soll die Streitigkeit einem 
Schiedsgericht unterbreitet werden. Ferner 
kann die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegen Entscheide der Schweizeri- 
schen Rekursinstanz binnen eines Monats nach 
der Bekanntgabe der Entscheide das Schieds- 
gericht anrufen. 


(2) Das Schiedsgericht setzt sich zusammen 
aus drei Mitgliedern, von denen je eines von 
den ver tragschließ encien Teilen, das dritte von 
beiden gemeinsam bezeichnet wird. Können 
sich die beiden vertragschließenden Teile über 
die Wahl des dritten ^iedsrichters nicht eini- 
gen, so wird dieser von dem Präsidenten des ^ 
Internationalen Gerichtshofes ernannt. 

(3) Für das Verfahren vor dem Schieds- 
gericht finden die Bestimmungen des Haager 
Abkommens vom 18. Oktober 1907 zur fried- 
lichen Erledigung internationaler Streitfälle 
sinngemäß Anwendung. Das Schiedsgericht 
entscheidet selbständig über die Tragung der 
Kosten des Schiedsverfahrens. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet selbstän- 
dig über das anzuwendende Recht. Es wendet 
insbesondere das Völkergewohnheitsrecht so- 
wie die maßgebenden internationalen Ver- 
träge und hinsichtlich privatrechtlicher Fra- 
gen die übereinstimmenden Regeln des inter- 
nationalen Privatrechts der beiden Staaten 
oder, soweit übereinstimmende Regeln nicht 
festzustellen sind, das internationale Privat- 
recht eines der beiden Staaten an. 

(5) Die Entscheidungen des Schiedsgerichts 
sind endgültig. 

TEIL VI 

Begriffsbestimmungen 
Artikel 16 

(1) Als Deutsche in Deutschland gelten na- 
türliche Personen deutscher Staatsangehörig- 
keit, die sich am 17. Februar 1945 oder zwi- 
schen diesem Zeitpunkt und dem 1. Januar 
1948 während zwei Monaten ununterbrochen 
in Deutschland aufgehalten bzw. während die- 
ser Zeit ihren Aufenthalt dort beendigt ha- 
ben; Angehörige der deutschen Wehrmacht 
gelten als Deutsche in Deutschland, gleichgül- 
tig, wo sie sich während des maßgebenden 
Zeitraumes aufgehalten haben. 

(2) Als Deutsche in Deutschland gelten fer- 
ner natürliche Personen deutscher Staatsange- 
hörigkeit, die vor dem 1. Januar 1948 auf 
Grund von Artikel 70 der schweizerischen 
Bundesverfassung oder von Artikel 10 des 
schweizerischen Bundesgesetzes vom 26. März 
1931 über Aufenthalt und Niederlassung der 
Ausländer aus der Schweiz aus- oder wegge- 
wiesen wurden, oder mit Bezug auf welche 
vor dem 1. Januar 1948 ein entsprechender 
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Entsdicid ergangen und in der Folge durch- 
geführt worden ist. Ferner gelten als Deutsche 
in Deutschland natürliche Personen deutscher 
Staatsangehörigkeit, gegen welche vor dem 

1. Januar 1948, gestützt auf eine Verfügung 
der zuständigen Behörden eines dritten Staa- 
tes, ein Heimschaffungsbefehl erlassen wurde, 
wenn die betreffenden Personen in der Folge 
nach Deutschland heimgeschafft worden sincJ. 

Artikel 17 

Nicht als Deutsche in Deutschland im Sinne 
dieses Abkommens gelten natürliche Personen 
deutscher Staatsangehörigkeit, die 

1. vor dem 27. Juni 1946 die deutsche Staats- 
angehörigkeit verloren und diese vor dem 
1. Januar 1948 nicht wieder erworben 
haben;' 

2. als Volksdeutsche, insbesondere Sudeten- 
deutsche, Danziger oder Deutschbalten, auf 
Grund eines generellen Erlasses der deut- 
schen Behörden deutsche Staatsangehörige 
geworden sind; 

3 als Kriegsteilnehmer vor Ihrer Einziehung 
zum Wehrdienst außerhalb Deutschlands 
wohnten und nach Ihrer Entlassung aus dem 
Wehrdienst oder der Kriegsgefangenschaft 
sogleich ins Ausland zurückkehrten; ferner 
Kriegsteilnehmer, die in der Schweiz Wohn- 
sitz hatten und deren Familien In der 
Schweiz verblieben sind, auch wenn sie erst 
später in die Schweiz zurückkehrten. 

Artikel 18 

(1) Als Deutsche in Deutschland gelten auch 
alle juristischen Personen des privaten und des 
öffentlichen Rechts, Handelgesellschaften, Per- 
sonengemeinschaften, Stiftungen usw,: 

1. die nach deutschem Recht errlditet sind oder 
ihren Sitz oder den Ort Ihrer geschäftlichen 
Tätigkeit in Deutschland haben. Vorbehal- 
ten bleibt Artikel 5, (1) Ziffer 2 e); oder 

2. die außerhalb Deutschlands und der Schweiz 
errichtet sind, und deren Leitung sich in 
Deutschland befindet oder befand; oder 

3. ‘die außerhalb Deutschlands und der Schweiz 
errichtet sind, und an denen direkt oder 
indirekt Deutsche in Deutsclüand zu 50 ®/o 
oder mehr beteiligt sind oder am 16. Fe- 
bruar 1945 beteiligt waren; bei einer deut- 


schen Beteiligung von über 25 ^/o, aber un- 
ter 50 ®/o wird ein der deutschen Beteili- 
gung entsprechender Anteil an den Vermö- 
genswerten in der Schweiz dem Abkommen 
unterstellt. 

(2) Sperre- oder Sequestermaßnahmen, wel- 
che von anderen Ländern gegenüber den in 
Absatz 1 Ziffern 2 und 3 genannten Personen 
in bezug auf deren Vermögenswerte ergriffen 
worden sind, haben, soweit es sich um in der 
Schweiz liegende Vermögenswerte handelt, 
das deutsche Interesse nldit ausgeschaltet. 

(3) Vorbehalten bleiben die besonderen Be- 
stimmungen der Sequesterkonfliktsvereinba- 
rungen und anderer Vereinbarungen der 
Schweiz mit solchen Staaten. 

Artikel 19 

Unter Deutschland im Sinne dieses Abkom- 
mens ist das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland und von Berlin (West) zu ver- 
stehen. 

Artikel 20 

(1) Als Vermögen deutscher Eigentümer im 
Sinne dieses Abkommens gelten 

alle vor dem 1. Januar 1948 erworbenen 
Werte, die In der Schweiz liegen, 

wie Guthaben in schweizerischer oder 
ausländischer Währung, deren Schuldner 
in der Schweiz wohnen oder dort ihren 
Sitz haben — mit Ausnahme derjenigen 
Forderungen, die als Hypothekendar- 
lehen durch Hvnotheken auf Grund- 
stücken in Deutschland oder auf im deut- 
schen Schiffsregister eingetragenen Schif- 
fen gesichert sind, ferner Wertpapiere, 
Banknoten, Gold, Wertgegenstäncle, Wa- 
ren, Immobilien, Rechte usw., Beteiligun- 
gen aller Art an in der Schweiz domi- 
zilierten juristischen Personen oder Per- 
sonengemeinschaften. 

Maßgebend für den Erwerb ist der Zeitpunkt 
der Begründung des Rechtes. 

(2) Vor dem 1. Januar 1948 erworbene 
Vermögenswerte fallen auch dann unter dieses 
Abkommen, wenn der Erwerber zwar als 
Deutscher in Deutschland im Sinne dieses Ab- 
kommens gilt, sich aber im Zeitpunkt des Ver- 
mögensanfalls nicht mehr in Deutschland auf- 
gehalten hat. 


18 



Artikel 21 

Nicht als Vermögen deutscher Eigentümer 

im Sinne dieses Abkommens gelten 

1. die Vermögenswerte des Deutschen Reiches, 
der Deutschen Reichsbank und der Deut- 
schen Reichsbahn; 

2. die unter dem Namen „Tägermoos" zusam- 
mengefaßten deutschen Vermögenswerte; 

3. die Vermögenswerte von Deutschen, wohn- 
haft in den Enklaven Büsingen und 
Jestetten; 

4. die Vermögenswerte der Gesellschaften, die 
folgende Grenzkraftwerke besitzen, mit 
Einschluß der deutschen Beteiligungen an 
diesen Gesellschaften; 

Rhyburg-Schwörstadt, 
Kraftübertragungswerke Rheinfelden 
A.-G., 

Albbruck-Dogern, 

Reckingen; 

5. die folgenden Sanatorien; 

Davos-Wolfgang, 

Agra, 

Agra (Kindersanatorium), 

Arosa (Kindersanatorium); 
einschließlich der übrigen Vermögenswerte 
der Stiftung deutscher Heimstätten Davos 
und des Vermögens der Burchard-Gedächt- 
nis-Stlftung in Davos; 

6. Vermögen, deren Gegenwert im gebunde- 
nen Zahlungsverkehr zwischen der Schweiz 
und Deutschland bezahlt wurde oder be- 
zahlt werden muß; 

7. Vermögenswerte, die vor dem 27. Juni 1946 
kraft gesetzlicher Erbfolge oder kraft eines 
nachweisbar vor dem 17. Februar 1945 er- 
richteten Testaments auf eine Person über- 
gegangen sind, die nicht als Deutscher in 
Deutschland im Sinne dieses Abkommens 
gilt. 


TEIL VII 

Schlußbestimmungen 
Artikel 22 

Etwaige zusätzliche Vereinbarungen zur 
technischen Durchführung dieses Abkommens 
werden von den Regierungen der vertrag- 
schließenden Teile getroffen. 

Artikel 23 

Dieses Abkommen wird deutscherseits auch 
im Namen des Landes Berlin (West), schwei- 
zerischerseits auch im Namen des Fürstentums 
Liechtenstein unterzeichnet. 

A r t i k e 1 24 

Dieses Abkommen, das in zwei Originalen 
in deutscher Sprache ausgefertigi wird, soll 
ratifiziert werden, und die Ratifikationsur- 
kunden sollen baldmöglichst in Bern ausge- 
tauscht werden. Es tritt mit dem Tage des 
Austausches der Ratifikationsurkunden in 
Kraft. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten 
dieses Abkommen unterzeichnet und mit ihren 
Siegeln versehen. 

Geschehen in Bonn am 26. August 1952 
in doppelter Ausfertigung 

Für die Schweizerische Eidgenosenschaft 
gez. Stuchi 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 
gez. Bernhard Woiff 
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Unterzeichnungsprotokoll 


Bei der Unterzeichnung des heute zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft geschlosse- 
nen Abkommens über die deutschen Vermö- 
genswerte in der Schweiz haben die Unter- 
zeichneten Bevollmächtigten folgende überein- 
stimmende Erklärungen abgegeben, die einen 
integrierenden Bestandteil des Abkommens 
bilden; 

Zu Artikel 5 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land kann auch in anderen als den in Arti- 
kel 5 und 6 aufgezählten Fällen auf Antrag 
des Eigentümers ganz oder teilweise von der 
Anforderung eines Beitrages im Sinne der Ar- 
tikel 3 und 4 absehen, wenn ihr dies aus kul- 
turellen, sozialen oder caritativen Gründen 
notwendig erscheint. Sie wird die Schweize- 
rische Verrechnungsstelle entsprechend ver- 
ständigen. 

Ferner sind die von einem der beiden ver- 
tragschließenden Teile zu bezeichnenden 
Kunsgegenstände ohne Beitragsleistung von 
der Sperre zu befreien. 

Sofern sich Fälle von deutsch-ausländischer 
Doppelstaatsangehörigkeit zeigen sollten, bei 
denen die Anwendung des Stichtages eine be- 
sondere Härte bedeuten würde, erklärt sich 
die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land einverstanden, daß auf Antrag des Staa- 
tes, dem der deutsche Staatsangehörige auch 
angehört, die entsprechenden Vermögenswerte 
von der Beitragsleistung befreit werden. 

Zu Artikel 6 

Etwaige von der Schweizerischen Verrech- 
nungsstelle während der Sperrzeit mit Bezug 
auf die in Artikel 6 genannten Schutzrechte 
abgeschlossene Lizenzverträge, die noch in 
Kraft sind, werden durch die Verrechnungs- 
stelle gekündigt und aufgehoben, mit Aus- 
nahme der Abhängigkeitslizenzen im Sinne 


von Artikel 22 des Schweizerischen Bundes- 
gesetzes vom 22. Juni 1907 betreffend die 
Erfindungspatente. 

Zu Artikel 7 

Im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse 
bei den Versicherungsgesellschaften wird sich 
das deutsche Bundesministerium für Wirt- 
schaft mit der Schweizerischen Verrechnungs- 
stelle ins Benehmen setzen, um die Voraus- 
setzungen für die Berechnung des Beitrages der 
deutschen Versicherungsunternehmen im ein- 
zelnen festzulegen. 

Zu Artikel 20 

Auf deutsche Währung lautende, in Deutsch- 
land ausgegebene Wertpapiere gelten nicht als 
Vermögen deutscher Eigentümer im Sinne die- 
ses Abkommens, auch wenn sie in der Schweiz 
liegen. 

Ferner herrscht Einverständnis zwischen den 
beiden vertragschließenden Teilen darüber, 
daß etwa aus der Zeit ihres Wohnsitzes^ in 
Deutschland noch bestehende Inlandsverbind- 
lichkeiten von schweizerischen Rückwanderern 
aus den deutschen Werten dieser Personen ge- 
tilgt werden können. 

Zu Artikel 21 

Es besteht Einverständnis darüber, daß die 
in Artikel 21 aufgeführten Vermögenswerte 
von der Sperre befreit werden 

1. mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens: 
die in Ziffern 3, 5 und 6 genannten Ver- 
mögenswerte, 

2. im Einzelfall, nach Erbringung des notwen- 
digen Beweises; die in Ziffer 7 genannten 
Vermögenswerte, 

3. in einem von den Regierungen der beiden 
vertragschließenden Teile noch festzuset- 
zenden Zeitpunkt: die in Ziffern 2 und 4 
genannten Vermögenswerte. 
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Abkommen 


zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Regelung der Forderungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft gegen das 

ehemalige Deutsche Reich 


Die Bundesrepublick Deutschland und die . 
Sdiweizerische Eidgenossenschaft 

in der Absicht, die Forderungen der Schwei- 
zer isdien Eidgenossenschaft gegen das ehema- 
lige Deutsche Reich einer billigen und gerech- 
ten Regelung zuzuführen und damit einer 
weiteren Klärung und Festigung der Beziehun- 
gen zwischen den beiden Ländern zu dienen, 
sind übereingekommen, das folgende Abkom- 
men zu schließen: 

Zu diesem Zwecke haben zu ihren Bevoll- 
mächtigten ernannt 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutsch- 
land: 

Herrn Bernhard Wolff, 

Ministerialdirektor im Bundesfinanzministe- 
rium 

Der Schweizerische Bundesrat: 

Herrn Minister Dr. Walter Stucki, 
Delegierter des Bundesrates für Spezialmis- 
sionen 

und 

Herrn Dr. Max Ikl^, 

Direktor der Eidgenössischen Finanzver- 
waltung. 

Artikel 1 

(1) Die Schweizerische Eidgenossenschaft 
macht die Forderungen, die sie gegen das ehe- 
malige Deutsche Reich hat, gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland oder gegenüber 
jeder Regierung, die in die finanziellen Ver- 
pflichtungen der Deutschen Bundesrepublik 
eintreten sollte, in der Höhe von nicht mehr 
als 650 Millionen Schweizer Franken geltend. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland er- 
kennt an, der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft den vorgenannten Betrag schuldig zu 
sein. 


(3) Zur Abgeltung dieser Forderung wird 
nachfolgender Zahlungsplan vereinbart. 

Artikel 2 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland wird 
von der anerkannten Forderung einen Teil- 
betrag von 121.500.000 Schweizer Franken in 
der Weise tilgen, daß 60.000.000 Schweizer 
Franken am 1. April 1953 und je 20.500.000 
Schweizer Franken am 1. April der drei 
darauffolgenden Jahre an die Schweizerische 
Eidgenossenschaft gezahlt werden. 

(2) Der Betrag der drei letzten Raten wird 
vom 1. April 1953 ab mit 3 Vo verzinst. 

Artikel 3 

Ein weiterer Betrag der anerkannten For- 
derung In Höhe von 328.500.000 Schweizer 
Franken wird von der Bundesrepublik 
Deutschland wie folgt bezahlt werden: 

20.000.000 Schweizer Franken in vier 
gleichen Jahresraten von je 5.000.000, 
beginnend mit dem 1. April 1953 und 
fortlaufend am 1. April der darauffol- 
genden drei Jahre; 

308.500.000 Schweizer Franken in 27 
gleichen Jahresraten (Zins- und Tilgungs- 
raten) von je 14.900.000 Schweizer Fran- 
ken, beginnend mit dem 1. April 1957 
und fortlaufend am 1. April der darauf- 
folgenden 26 Jahre. Der Betrag von 
308.500.000 Schweizer Franken wird vom 
1. April 1953 bis 1. April 1957 zu 3 Vo 
verzinst. 

Artikel 4 

Die Schweizerische Eidgenossenschaft erklärt 
sich damit einverstanden, daß der Restbetrag 
der Schuld in Höhe von 200 Millionen 
Schweizer Franken nach näherer Vereinbarung 
zwischen den Regierungen der vertragschlie- 
ßenden Teile zu Investitionszwecken in 
Deutschland stehen bleibt. Eine Tilgung die- 
ses Betrages soll nicht vor 20 Jahren nach In- 
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krafttreten dieses Abkommens gefordert wer- 
den. Bis zum Abschluß entsprechender In- 
vestitionsvereinbarungen wird dieser Betrag 
von 200 Millionen Schweizer Franken zu 3®/o 
im Jahre verzinst. Sollte über die Investierun- 
gen binnen angemessener Frist keine oder 
keine vollständige Einigung erzielt werden 
können, so erhöht sich der in Artikel 3 ge- 
nannte Kapitalbetrag mit den bezüglichen Til- 
gungsquoten in entsprechender Weise. 

Artikel 5 

(1) Die Schweizerisdie Eidgeiiossenschaft er- 
klärt sich bereit, zu gegebener Zeit aus eigener 
Initiative oder auf Vorsdilag der Bundesre- 
publik Deutschland in Erwägung zu ziehen, 
ob und in welchem Umfange außer dem in 
Artikel 4 genannten Betrag noch weitere Be- 
träge, die aus der nach Artikel 3 verbleiben- 
den deutschen Schuldsumme zu entnehmen 
wären, zu Investitionszwecken in Deutschland 
zur Verfügung gestellt werden können. 

(2) In diesem Falle ist der in Artikel 3 vor- 
gesehene Zahlungsplan entsprechend zu 
ändern. 

Artikel 6 

(1) Die auf Grund von Artikel 2 und 3 
dieses Abkommens zu leistenden Zahlungen 
sowie die Erträgnisse und Tilgungsbeträge 
die auf die gemäß Artikel 4 und 5 dieses 
Abkommens entstehenden schweizerischen 
Vermögensanlagen in Deutschland zu zahlen 
sind, werden im Wege des jeweils geltenden 
schweizerisch-deutschen Zahlung^ abkommens 
transferiert, soweit nicht für auf Grund von 
Artikel 2 dieses Abkommens zu leistende 
Zahlungen anderweitige Zahlungsmittel zur 
Verfügung stehen. 

(2) Es besteht Übereinstimmung darüber, 
daß die Bundesrepublik Deutschland Kapital- 
rückzahlungen und Kapitaldienste nur durch 
den Export von Waren oder Dienstleistungen 
transferieren kann und daß die deutschen 
Tranferleistungen ein entsprechendes handels- 
politisches Verhalten der Gläubigerländer vor- 
aussetzen. 


(3) Es besteht ferner Übereinstimmung dar- 
über, daß die gemäß Artikel 2 bis 3 zu trans- 
ferierenden Beträge Zahlungen für unsicht- 
bare Transaktionen im Sinne der Liberali- 
sierungsbestimmungen der OEEC darstellen 
und daß die sich aus diesen Bestimmungen er- 
gebenden Rechte und Verpflichtungen durch 
Absatz 2 nicht berührt werden. 

(4) Die vertragschließenden Teile werden 
unverzüglich in Verhandlungen eintreten, falls 
die in Absatz 2 genannten handelspoliti- 
schen Voraussetzungen im deutsch-schweize- 
rischen Wirtschaftsverkehr länger als nur vor- 
übergehend wegfallen oder die Durchführung 
des Transfers im Hinblick auf die in Ab- 
satz 3 genannten Bestimmungen auf Schwie- 
rigkeiten stoßen sollte. 

Artikel 7 

Dieses Abkommen wird deutscherseits auch 
im Namen des Landes Berlin (West) unter- 
zeichnet. 

Artikel 8 

Dieses Abkommen, das in zwei Originalen 
in deutscher Sprache ausgefertigi wird, soll 
latifiziert werden und die Ratifikationsur- 
kunden sollen baldmöglichst in Bern ausge- 
tauscht werden. Es tritt mit dem Tage des 
Austausches der Ratifikationsurkunden in 
Kraft. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmäch- 
tigten dieses Abkommen unterzeichnet und mit 
ihren Siegeln versehen. 

Geschehen in Bonn am 26. August 1952 
in doppelter Ausfertigung 

Für die Bundesrepublik 

Deutschland: 

gez. Bernhard Wolff 

Für die Schweizerische 
Ei dgenossenschaf t : 

gez. Stucki gez. V. M. Ikle 


22 



Der Delegierte des Bundesrates 
für Spezialmissionen 


z. Z. Bonn, den 26. August 1952 


Herr Vorsitzender, 

/ 

Im Anschluß an die heute erfolgte Unterzeich- 
nung eines Abkommens über die Forderungen, 
die der Schweizerischen Eidgenosienschaft im 
Zusammenhang mit dem früheren deutsch- 
schweizerischen Verrechnungsabkommen gegen- 
über dem Deutschen Reich zustehen, wurde 
fesigestellt, daß es erforderlich ist, auch für die 
im Rahmen dieses Abkommens noch unerledig- 
ten privaten Forderungen und Verpflichtungen 
eine Regelung herbeizuführen. 

Es besteht Einigkeit darüber, daß die hierfür 
erforderlichen Verhandlungen gemäß Arti- 
kel 10 der auf der Londoner Schuldenkonfe- 
renz angenommenen „Empfehlung einer Re- 
gelung für Forderungen aus dem Waren- und 


An den 

Vorsitzenden der Deutschen 
V erhandlungsdelegation 

Herrn Ministerialdirektor 
Bernhard W o I f f 
Bundesministerium der Finanzen 

Bonn 

Rheindorfer Straße 118. 


Dienstleistungsverkehr, für gewisse Forde- 
rungen aus dem Kapitalverkehr und verschie- 
dene andere Forderungen“ unter Berücksich- 
tigung der beiderseitigen Liquidationspro- 
bleme stattfinden sollen. Da diese Verhand- 
lungen stark technischen Charakter haben 
werden und sich auf das bei der Schweize- 
rischen Verrechnungsstelle bzw. bei deutschen 
Amtsstellen befindliche Material stützen müs- 
sen, wird vereinbart, sie entweder in der 
Schweiz oder in Deutschland durchzuführen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus- 
druck meiner vorzüglichsten Hodiachtung. 

gez. Stucki 
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Vorsitzender 

der Deutschen Verhandlungsdelegation 
Ministerialdirektor Bernhard Wolff 
Bundesministerium der Finanzen 


Herr Vorsitzender, 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens 
vom heutigen Tage zu bestätigen, in dem Sie 
unter Bezugnahme auf die heute erfolgte Un- 
terzeichnung eines Abkommens über die For- 
derungen, die der Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft im Zusammenhang mit dem früheren 
deutsch-schweizerischen Verrechnungsabkom- 
men gegenüber dem Deutschen Reich zustehen, 
die von uns gemeinsam getroffene Feststellung 
erwähnen, daß es erforderlich ist, auch für die 
im Rahmen dieses Abkommens noch uner- 
ledigten privaten Forderungen und Verpflich- 
tungen eine Regelung herbeizuführen. 

Ich bin mit Ihnen darüber einig, daß die hier- 
für erforderlichen Verhandlungen gemäß Ar- 
tikel 10 der auf der Londoner Schuldenkon- 
ferenz angenommenen „Empfehlung einer 


Bonn, den 26. August 1952 


Regelung für Forderungen aus dem Waren- 
und Dienstleistungsverkehr, für gewisse For- 
derungen aus dem Kapitalverkehr und ver- 
schiedene andere Forderungen" unter Berück- 
sichtigung der beiderseitigen Liquidations- 
probleme stattfinden sollen. Da diese Ver- 
handlungen stark technischen Charakter haben 
werden und sich auf das bei der Schweize- 
rischen Verrechnungsstelle bzw. bei deutschen 
Amtsstellen befindliche Material stützen müs- 
" sen, halte ich es für zweckmäßig, daß diese 
Verhandlungen entweder in der Schweiz oder 
in Deutschland stattfinden. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus- 
druck meiner vorzüglichen Hochachtung. 

gcz. Wolff 


An den 

Vorsitzenden der Schweizerischen 

Verhandluhgsdelegation 

Herrn Minister Dr. Walter Stucki 

Delegierter des Bundesrates für 

Spezialmissionen 

z. Z. Bonn 
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Abkommen 


' zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

zum deutschen Lastenausgleich 


In Berücksichtigung der zwisdien der Bundes- 
republik Deutschland und der Schweizerisdien 
Eidgenossenschaft abgeschlossenen Abkommen 

über die deutschen Vermögen in der 
Schweiz, 

über die Wiederherstellung gewerblicher 
Schutzrechte, 

über die Regelung der Forderungen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft gegen 
das ehemalige Deutsche Reich 

sind die beiden vertragschließenden Teile über- 
eingekommen, das folgende Abkommen zu 
schließen. 

Zu diesem Zweck haben zu ihrem Bevollmäch- 
tigten ernannt: 

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 

den Ministerialdirigenten im Bundes- 
finanzministerium 

Walter Kühne, 

der Schweizerische Bundesrat: 

den Schweizerischen Geschäftsträger a, i. 
bei der Bundesrepublik Deutschland 

. August Rebsamen. 

Die Bevollmächtigten haben die nachstehen- 
den Bestimmungen vereinbart: 

Artikel 1 

(1) Schweizerische Staatsangehörige, die am 
Währungsstichtag (21. Juni 1948) das Schwei- 
zer Bürgerrecht besessen haben, genießen beim 
Lastenausgleich die gleiche Behandlung wie sie 
Angehörigen der meistbegünstigsteh Nation 
auf diesem Gebiet zusteht. 


(2) Entsprechendes gilt für 

a) die nach deutschem Recht selbständig ab- 
gabepflichtigen Körperschaften, Personen- 
vereinigungen und Vermögensmassen, die 
nach schweizerischem Recht errichtet wor- 
den sind; 

b) die nach deutschem Recht gegründeten 
selbständig abgabepflichtigen Gesellschaf- 
ten, an denen die vorerwähnten schweize- 
rischen Staatsangehörigen, Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögens- 
massen sowohl am 21. Juni 1948 als auch 
am 8. Mai 1945 entweder unmittelbar oder 
über andere Gesellschaften eine Beteiligung 
mindestens in der Höhe besessen haben, 
die bei der meistbegünstigsten Nation Vor- 
aussetzung für eine Vergünstigung ist. 


Artikel 2 

Auf schweizerische Staatsangehörige mit zu- 
gleich deutscher Staatsangehörigkeit ist dieses 
Abkommen nur anzuwenden, soweit sie die 
gleichen Voraussetzungen erfüllen, unter denen 
Angehörige der meistbegünstigsten Nation mit 
zugleich deutscher Staatsangehörigkeit beim 
Lastenausgleich als Angehörige der meist- 
begünstigsten Nation behandelt werden. 

Artikel 3 

Über die Auslegung der nach diesem Ab- 
kommen anzu wendenden Vorschriften ent- 
scheiden die nach dem Lastenausgleichsgesetz 
zuständigen Verwaltungsbehörden und Ge- 
richte. 

Artikel 4 

Dieses Abkommen wird deutscherseits auch 
im Namen des Landes Berlin (West), schwei- 
zerischerseits mit entsprechender Auswirkung 
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auch im Namen des Fürstentums Lieditenstein 
unterzeichnet. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen, das in zwei Originalen 
in deutscher Sprache ausgefertigt wird, soll 
ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden 
sollen baldmöglichst in Bern ausgetauscht 
werden. Das Abkommen tritt mh dem Tage 
des Austausches der Ratifikationsurkunden in 
Kraft. 


Zu Urkund dessen haben die Bevollmäch- 
tigten dieses Abkommen unter 2 .eichnet und 
mit ihren Siegeln versehen. 

Bonn, den 26. August 1952 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
gez. Kühne 

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft 
gez. Rebsamen 
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